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I Allgemeines 

Der Niedersächsische Landesrechnungshof (LRH) ist ein unabhängi

ges Organ der Finanzkontrolle. Er ist nur dem Gesetz unterworfen und 

von Weisungen unabhängig. Die Mitglieder des LRH besitzen richter

liche Unabhängigkeit.  

Der LRH prüft und überwacht die gesamte Haushalts- und Wirtschafts

führung des Landes einschließlich seiner Sondervermögen und Be

triebe. Darüber hinaus erstrecken sich seine Prüfungen auch auf die 

landesunmittelbaren juristischen Personen des öffentlichen Rechts so

wie die privatrechtlichen Unternehmen, an denen das Land unmittelbar 

oder mittelbar beteiligt ist. 

Der LRH verbindet seine Prüfungsfeststellungen mit Forderungen und 

Empfehlungen. Er verfolgt das Ziel, die geprüften Stellen im Dialog und 

durch Argumente zu überzeugen. Vollzugskompetenzen stehen dem 

LRH nicht zu. Auch politische Entscheidungen im Rahmen des gelten

den Rechts unterliegen nicht der Beurteilung des LRH. 

Das Ergebnis seiner Prüfung fasst der LRH nach § 97 Abs. 1 Landes

haushaltsordnung (LHO) jährlich für den Landtag zusammen, soweit 

es für die Haushalts- und Wirtschaftsführung der Landesregierung und 

für ihre Entlastung wegen der Haushaltsrechnung und des Nachweises 

über das Vermögen und die Schulden von Bedeutung sein kann. Diese 

Bemerkungen leitet er dem Landtag und der Landesregierung zusam

men mit der nach § 97 Abs. 6 LHO beizufügenden Denkschrift mit wei

teren Prüfungsergebnissen zu. Bemerkungen und Denkschrift sind an

schließend Gegenstand der parlamentarischen Beratung und Be

schlussfassung.  

Auf Grundlage der Prüfung der Haushaltsrechnung durch den LRH 

entscheidet der Landtag über die Entlastung der Landesregierung und, 

soweit die Ausführung des Haushalts der Präsidentin des Landtages, 

dem Präsidenten des Staatsgerichtshofs oder dem Landesbeauftrag

ten für den Datenschutz obliegt, über deren Entlastung. 
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II Eckdaten Landeshaushalt 
 

Eckdaten  
Haushaltsjahr 

2023 2024 
 

1. Kernhaushalt   

Haushaltsausgleich   

Ist-Einnahmen 42,2 Mrd. € 43,7 Mrd. € 

Ist-Ausgaben 42,2 Mrd. € 43,7 Mrd. € 

Ausgabereste  
(gebildet für Folgejahr) 2,8 Mrd. € 2,7 Mrd. € 

Gesamtausgaben 45,0 Mrd. € 46,4 Mrd. € 

Finanzierungssaldo   

Bereinigte Einnahmen 
(ohne bes. Finanzierungsvorgänge) 44,3 Mrd. € 43,9 Mrd. € 

Bereinigte Ausgaben 
(ohne bes. Finanzierungsvorgänge) 40,6 Mrd. € 42,2 Mrd. € 

Finanzierungssaldo 3,7 Mrd. € 1,7 Mrd. € 

Investitionen   

Investitionsausgaben  
(Hauptgruppen 7 und 8) 2,4 Mrd. € 2,7 Mrd. € 

Investitionsquote1  
Niedersachsen 5,8 % 6,4 % 

Investitionsquote  
Länderdurchschnitt (ZDL2) 10,7 % 11,5 % 

Verschuldung   

Schuldenstand  64,7 Mrd. € 64,3 Mrd. € 

Schuldenstand je Einwohner 
Niedersachsen (Stab.-Bericht) 7.940 € 8.031 € 

Schuldenstand je Einwohner 
Länderdurchschnitt (Stab.-Bericht) 7.460 € 7.614 € 

Steuern und Personal    

Steuereinnahmen 
(Kapitel 13 01) 33,8 Mrd. € 33,4 Mrd. € 

Personalausgaben 
(HGr. 4) 14,5 Mrd. € 15,6 Mrd. € 

 

2. Sondervermögen und Rücklagen 
Sondervermögen und Rücklagen 
(Bestände 31.12.) 11,7 Mrd. € 12,0 Mrd. € 

davon   
Allgemeine Rücklage 2,5 Mrd. € 4,0 Mrd. € 

COVID-19-Sondervermögen 1,5 Mrd. € 1,0 Mrd. € 
 

                                                
1  Die hier dargestellte Investitionsquote entspricht dem Anteil der Investitions

ausgaben an den bereinigten Ausgaben gemäß Haushaltsrechnung 2024. 
2  Zentrale Datenstelle der Landesfinanzminister. 
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III Jahresbericht kompakt 

Prüfung der Haushaltsrechnung 2024 des Landes Nieder
sachsen 

Haushaltsrechnung 2024 (S. 12) 

Die Haushaltsrechnung für das Jahr 2024 schloss ausgeglichen ab. 

Sie enthielt alle Angaben, die nach dem Gesetz für die Entlastung der 

Landesregierung erforderlich sind. Gegenüber dem Vorjahr stiegen die 

Einnahmen und Ausgaben des Landes um 3,7 %. Sie betrugen jeweils 

43,7 Mrd. €. Die über Jahre aufgestauten Ausgabereste gingen leicht 

zurück, waren aber weiterhin hoch. 

Vermögen und Schulden sowie eingegangene Verpflichtungen  
(S. 31) 

Die Nachweise über das Vermögen und die Schulden sowie eingegan

gene Verpflichtungen entsprachen den Vorgaben. Der LRH hält aller

dings weiterhin die verkürzte Abbildung des Vermögens – ohne Infor

mationen zum beweglichen und unbeweglichen Vermögen – nicht 

mehr für ausreichend und zeitgemäß.  

Der Schuldenabbau setzte sich im Haushaltsjahr 2024 fort. Im Jahr 

2025 sind jedoch neue Schulden von rd. 2,1 Mrd. € und im Jahr 2026 

von rd. 1,7 Mrd. € eingeplant. 

Personalhaushalt des Landes: Ein Überblick (S. 44) 

Das Land baute seinen Personalbestand bereits in den vergangenen 

Jahren kontinuierlich aus. Im Jahr 2024 erhöhte es ihn im Kernhaushalt 

noch einmal um 697 Vollzeiteinheiten. Auch dadurch stiegen die Per

sonalausgaben weiter deutlich an. Allein in den Ministerien und der 

Staatskanzlei kamen seit Beginn der laufenden Wahlperiode 311 Plan

stellen für Beamtinnen und Beamte hinzu. 
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IV Bemerkungen und Denkschrift 

Prüfung der Haushaltsrechnung 2024 des Landes Niedersachsen 

1 Haushaltsrechnung 2024 

Die Haushaltsrechnung 2024 schließt ausgeglichen ab. Sie ent

hält die nach dem Gesetz für die Entlastung der Landesregierung 

erforderlichen Angaben. 

Der LRH begrüßt den Rückgang des Gesamtvolumens der Aus

gabereste. Das nach wie vor sehr hohe Gesamtvolumen von 

rd. 2,7 Mrd. € lässt allerdings auch für das Jahr 2024 darauf 

schließen, dass das Land dem Grundsatz einer bedarfsgerech

ten Veranschlagung nicht ausreichend Rechnung getragen hat. 

Der LRH erwartet, dass das Land den eingeschlagenen Weg 

fortsetzt und das Gesamtvolumen der Ausgabereste weiter redu

ziert. 

1.1 Vorlage der Haushaltsrechnung 

Das Finanzministerium erstellte die Haushaltsrechnung für das Haus

haltsjahr 2024 auf der Grundlage des Gesetzes über die Feststellung 

des Haushaltsplans für das Haushaltsjahr 2024 (Haushaltsge

setz 2024 – HG 2024 –) vom 14.12.20233 und des Gesetzes zur Än

derung des Haushaltsgesetzes 2024 (Nachtragshaushaltsgesetz 2024 

– NHG 2024 –) vom 08.02.20244. Es legte die Haushaltsrechnung dem 

Niedersächsischen Landtag gemäß Artikel 69 Niedersächsische Ver

fassung (NV) und § 114 Abs. 1 Satz 1 LHO mit Schreiben vom 

15.12.20255 vor und übersandte sie dem LRH gemäß Artikel 70 

Abs. 1 NV zur Prüfung. Die Haushaltsrechnung enthält alle Angaben, 

die nach dem Gesetz für die Entlastung der Landesregierung erforder

lich sind. 

                                                
3  Nds. GVBl. S. 301. 
4  Nds. GVBl. 2024 Nr. 7. 
5  Drs. 19/9451. 
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1.2 Abschluss der Haushaltsrechnung 

Der Jahresabschluss wies für das Rechnungsjahr 2024 ein ausgegli

chenes kassenmäßiges Jahresergebnis (Unterschied zwischen Ist-

Einnahmen und Ist-Ausgaben, § 82 LHO) aus. Nach Hinzurechnung 

bzw. Abzug betragsgleicher Einnahme- und Ausgabereste des Jahres 

2024 ergibt sich folgendes ausgeglichenes rechnungsmäßiges Jahres

ergebnis für den Soll-Abschluss (§§ 83 LHO, 25 LHO)6: 

  Einnahmen 
€ 

Ausgaben 
€ 

a) Nach dem NHG 2024 beträgt das 
Haushaltssoll 2024 42.554.234.000,00 42.554.234.000,00 

b) Hinzu treten die aus dem Haushalts
jahr 2023 übernommenen Haushalts
reste 

2.830.731.950,63 2.830.731.950,63 

c) Summe der Soll-Beträge (a) und der 
aus dem Haushaltsjahr 2023 über
nommenen Haushaltsreste (b) 

45.384.965.950,63 45.384.965.950,63 

d) Nach der Haushaltsrechnung 2024  
betragen die   

Ist-Einnahmen 43.745.331.555,87  

Ist-Ausgaben  43.745.331.555,87 

e) Zu den Ist-Einnahmen und Ist-Ausga
ben treten die am Schluss des Haus
haltsjahres 2024 verbliebenen Haus
haltsreste, die auf das Haushalts
jahr 2025 übertragen wurden 

2.699.858.631,05 2.699.858.631,05 

f) Summe der Ist-Beträge (d) und der 
am Schluss des Haushaltsjahres 
2024 verbliebenen Haushaltsreste (e) 

46.445.190.186,92 46.445.190.186,92 

g) Gegenüber der Summe der Soll-Be
träge und der aus dem Haushalts
jahr 2023 übernommenen Haushalts
reste (c) beträgt die   

Mehreinnahme 1.060.224.236,29  

Mehrausgabe  1.060.224.236,29 

h) Rechnungsmäßiges Jahresergebnis 
2024 (§ 83 Nr. 2 d LHO) 0,00 

Tabelle 1:  Rechnungsmäßiges Jahresergebnis des Abschlusses 20247 

                                                
6  Die Zahlenangaben im Jahresbericht können Rundungsdifferenzen enthalten. 

Dies gilt insbesondere für Tabellen und Abbildungen. Beträge in Mio. € bzw. 
Mrd. € sind gerundet. 

7  Haushaltsrechnung 2024, Nrn. 3, 4.1.1, 4.1.3 des Abschlussberichts. 
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1.3 Ausschöpfung der Kreditermächtigungen 

Für den Haushaltsausgleich 2024 standen Kreditermächtigungen von 

10 Mrd. € zur Verfügung. Von den Ermächtigungen wurden 9,6 Mrd. € 

für den Haushaltsausgleich in Anspruch genommen.  

Zusammensetzung und Inanspruchnahme der Kreditermächtigungen 

stellen sich wie folgt dar: 

a) Zusammensetzung der Kreditermächtigungen 2024 € 

    Einnahmerest aus dem Vorjahr 2023 2.773.578.217,36 

    Negativbetrag8 gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 1 b) HG 2024 6.907.603.247,97 

    Tilgungsverpflichtung 2024 (negative Kreditermächtigung) -118.287.000,00 

    Ermächtigung gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 1 c) HG 2024 444.235.122,83 

    Summe 10.007.129.588,16 

b) Inanspruchnahme der Kreditermächtigungen 2024 € 

    Bedarf und Inanspruchnahme für den Ist-Ausgleich 
    (Rückgebuchte Kredite) 6.964.721.263,76 

    Bedarf und Inanspruchnahme für den Soll-Ausgleich 
    (Einnahmerest 2024) 2.598.173.201,57 

    Summe 9.562.894.465,33 

c) Nicht ausgeschöpfte Kreditermächtigungen € 

    Summe zu a) abzgl. Summe zu b) 444.235.122,83 

d) Verwendung nicht ausgeschöpfter Kreditermächtigungen € 

    Übertragung einer Ermächtigung 
    gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 1 c) HG 2025 444.235.122,83 

Tabelle 2: Ausschöpfung der Kreditermächtigungen im Haushaltsjahr 2024 

Von den Kreditermächtigungen schöpfte das Land somit wie im Vorjahr 

444,2 Mio. € nicht aus. Dieses Volumen übertrug es gemäß 

§ 3 Abs. 1 Nr. 1 c) Haushaltsgesetz 2025 in das Haushaltsjahr 2025. 

Zudem wurde wie im Vorjahr über eine Zuweisung aus dem COVID-

                                                
8  Der Negativbetrag ist der Betrag, der von den vorgenommenen Tilgungen im 

Haushaltsjahr 2024 bis zum 31.12.2024 über vorhandene Liquidität unterjäh
rig vorfinanziert wurde. Der Negativbetrag entspricht somit einer noch offenen 
Kreditermächtigung, die für den Haushaltsabschluss zur Verfügung steht. 
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19-Sondervermögen in der Schuldenverwaltung ein Betrag von 

254 Mio. € für die Tilgung von Notlagenkrediten vereinnahmt. Diese 

Zuweisung reduzierte den in der vorstehenden Tabelle ausgewiese

nen Negativbetrag und verringerte somit die für den Haushaltsaus

gleich zur Verfügung stehenden Kreditermächtigungen. 

Die Berechnungen und rechtlichen Ausführungen zum Verschuldungs-

verbot werden in Nr. 2.2 näher betrachtet. 

1.4 Bildung des Einnahmerestes 2024 

Die für das Jahr 2024 gebildeten und in das Jahr 2025 übertragenen 

Einnahmereste beliefen sich auf 2.699,86 Mio. €. Im Vergleich zum 

Vorjahr verringerten sich die Einnahmereste um 130,87 Mio. €. Die 

Einnahmereste bestanden zu einem Großteil aus nicht in Anspruch ge

nommenen Kreditermächtigungen von 2.598,17 Mio. €, für die im Ein

zelplan 13 ein Einnahmerest gebildet wurde. Die sonstigen Einnah

mereste betrugen in Summe 101,69 Mio. € und setzten sich insbeson

dere aus Einnahmeresten in den Einzelplänen 08 und 15 zusammen. 

Der LRH prüfte die Bildung des Einnahmerestes aus nicht ausge

schöpften Kreditermächtigungen im Einzelplan 13. Da Kreditermächti

gungen in entsprechender Höhe nach § 18 Abs. 1 LHO verfügbar wa

ren, ist die Bildung dieses Einnahmerestes nicht zu beanstanden. 

1.5 Bildung des Ausgaberestes 2024 

Nach dem Haushaltsgrundsatz der Jährlichkeit dürfen Ausgaben aus 

dem laufenden Haushalt grundsätzlich nur bis zum Ende eines Haus

haltsjahres geleistet werden. Ausnahme von diesem Grundsatz ist die 

Übertragbarkeit. Gemäß § 19 LHO sind Ausgaben für Investitionen,  

Investitionsfördermaßnahmen und Ausgaben aus zweckgebundenen 

Einnahmen übertragbar. Andere Ausgaben können im Haushaltsge

setz oder im Haushaltsplan für übertragbar erklärt werden, wenn dies 

ihre wirtschaftliche oder sparsame Verwendung fördert.  
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Der LRH begrüßt den Rückgang des Gesamtvolumens der Ausgabe

reste. Das nach wie vor sehr hohe Gesamtvolumen von rd. 2,7 Mrd. € 

lässt allerdings auch für das Jahr 2024 darauf schließen, dass das 

Land dem Grundsatz einer bedarfsgerechten Veranschlagung nicht 

ausreichend Rechnung getragen hat. Die Anforderungen an die Be

darfsprüfung für die Bildung von Ausgaberesten sind zwingend einzu

halten. Ansätze für konkrete Handlungsbedarfe kann beispielsweise 

eine Analyse auf Ebene der Hauptgruppen liefern. Der LRH erwartet, 

dass das Land den eingeschlagenen Weg fortsetzt und das Gesamt

volumen der Ausgabereste weiter reduziert. 

1.6 Über- und außerplanmäßige Ausgaben einschließlich der Vor
griffe 

Über- und außerplanmäßige Ausgaben sowie Vorgriffe bedürfen der 

Einwilligung des Finanzministeriums. Sie darf nur im Fall eines unvor

hergesehenen und unabweisbaren Bedürfnisses erteilt werden (§ 37 

Abs. 1 LHO). Über- und außerplanmäßige Ausgaben bedürfen der 

nachträglichen Billigung des Landtages (§ 37 Abs. 4 LHO). Den Antrag 

auf nachträgliche Billigung stellte das Finanzministerium mit Schreiben 

vom 15.12.2025. 

An über- und außerplanmäßigen Ausgaben einschließlich der Vor-

griffe weist die Anlage I des Abschnitts I der Haushaltsrechnung ins

gesamt 356.089.947,05 € (Vorjahr: 491.863.984,97 €) aus. 

 
 

2023 
€ 

2024 
€ 

Veränderung 
€ 

Überplanmäßige 
Ausgaben 319.437.708,31 319.139.537,93 -298.170,38 

Außerplanmäßige 
Ausgaben 172.425.979,88 36.626.359,09 -135.799.620,79  

Vorgriffe 296,78 324.050,03 323.753,25  

Summe 491.863.984,97 356.089.947,05 -135.774.037,92 

Tabelle 4:  Über- und außerplanmäßige Ausgaben einschließlich Haushalts-
vorgriffen in den Jahren 2023 und 2024 
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Die höchste Ausgabe ohne die erforderliche Einwilligung des Finanz

ministeriums erfolgte im Landwirtschaftsministerium (Einzelplan 09). 

Gegenstand war eine Zuweisung über 14,5 Mio. € für Investitionen an 

Zweckverbände (Kapitel 09 04 Titel 887 61). Die Haushaltsüber-

schreitung beruhte auf einer unzulässigen Bildung und Übertragung 

eines Ausgaberestes in das Haushaltsjahr 2025. Hierdurch vermied 

das Landwirtschaftsministerium einen vorübergehenden Förderstopp 

im Bereich der Gemeinschaftsaufgabe Verbesserung der Agrarstruktur 

und des Küstenschutzes. Ein finanzieller Schaden für den Landes

haushalt wurde hier nach Beendigung der vorläufigen Haushaltsfüh

rung des Bundes durch die nachträgliche Erstattung des Bundesanteils 

abgewendet.  

Der LRH fordert die Ressorts auf, die Vorgaben der LHO einzuhalten 

und bei künftigen Überschreitungen die Einwilligung des Finanzminis

teriums einzuholen.  

1.7 Belege 

Der LRH prüfte die Haushalts- und Wirtschaftsführung des Jah

res 2024 im Hinblick auf die Ordnungsmäßigkeit der Belegführung zu 

Einnahmen und Ausgaben. Die Prüfung basierte auf einem mathema

tisch-statistischen Stichprobenverfahren. 

Insgesamt prüfte der LRH bei 30 Dienststellen des Landes 1.966 An

ordnungen. Die Prüfung beinhaltete sowohl die einzelnen Auszah

lungs- bzw. Annahmeanordnungen als auch jeweils die zugehörigen 

begründenden Unterlagen.  

Die auf diese Weise gewonnenen Ergebnisse ließen eine repräsenta

tive Bewertung der gesamten Belegführung des Haushaltsjahres zu. 

Trotz einiger Beanstandungen kommt der LRH auf Basis einer Ge

samtbetrachtung zu dem Ergebnis, dass die Belegführung des Landes 

geordnet ist. Über die Hälfte aller Beanstandungen war auf die beiden 

Beanstandungsarten „Fälligkeit fehlerhaft“ und „Belegentwertung un

vollständig/fehlend“ zurückzuführen. 
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1.8 Globale Minderausgaben 

Globale Minderausgaben sind im Haushaltsplan negativ veranschlagte 

Ausgaben, die im Haushaltsvollzug auszugleichen sind. Es handelt 

sich um eine pauschale Einsparverpflichtung, die in den Einzelplänen 

ausgebracht wird. Globale Minderausgaben stellen eine Ausnahme 

vom Grundsatz der Einzelveranschlagung gemäß § 17 Abs. 1 LHO 

dar.  

Im Haushaltsplan 2024 veranschlagte das Land Globale Minderausga

ben von 183,1 Mio. € (Vorjahr: 181,4 Mio. €).  

Die Globalen Minderausgaben unterteilten sich in  

• die allgemeine Globale Minderausgabe im Einzelplan 13, 

• die auf Ebene der Ressorts veranschlagten Globalen Minderaus

gaben und  

• die Ressortspezifischen Zuschussminderungen.  

Ressortspezifische Zuschussminderungen wirken wie Globale Minder

ausgaben. Sie sind in den Einzelplänen veranschlagt (Gruppe 972) 

und von den Ressorts zu erwirtschaften. Die im Jahr 2020 begonnene 

Veranschlagung der Ressortspezifischen Zuschussminderungen 

setzte das Land auch im Haushaltsjahr 2024 fort. 
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1.9 Sondervermögen und Rücklagen 

Sondervermögen sind rechtlich unselbstständige Teile des Landes-

vermögens, die durch Gesetz oder aufgrund eines Gesetzes entstan

den und zur Erfüllung einzelner Aufgaben des Landes bestimmt sind. 

Eine weitere besondere Form des Landesvermögens sind Rücklagen. 

Sondervermögen und Rücklagen werden getrennt vom übrigen Lan

desvermögen geführt, d. h. außerhalb des Kernhaushalts. 

Nach der Übersicht über die „Einnahmen und Ausgaben sowie Be-

stände an Sondervermögen und Rücklagen“13 ergaben sich zum jewei

ligen Jahresende folgende Bestände: 

 

Abbildung 4: Entwicklung der Sondervermögen und Rücklagen (in Mio. €) in 
den Jahren 2019 bis 202414 

                                                
13  Haushaltsrechnung 2024, Abschnitt III, S. 11. 
14  In der Position „Sonstige“ ist auch das Sondervermögen zur Nachholung von 

Investitionen bei den Hochschulen in staatlicher Verantwortung enthalten. 
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2 Vermögen und Schulden sowie eingegangene Verpflichtungen 

Der LRH prüfte die Nachweise über das Vermögen und die 

Schulden sowie die eingegangenen Verpflichtungen. Die Haus

haltsrechnung enthält die erforderlichen Angaben. 

Die Vermögensnachweisung in Abschnitt II der Haushaltsrech

nung beschränkt sich auf die Abbildung der Forderungen des 

Landes aus Darlehen und ähnlichen Rechtsgeschäften ein

schließlich des Sondervermögens. In dieser Form bildet der Ver

mögensnachweis nur einen sehr kleinen Ausschnitt des Vermö

gens ab. Der LRH hält diese verkürzte Vermögensnachweisung 

nicht mehr für ausreichend. Landtag und Öffentlichkeit sollten 

eine verlässliche und verständliche Übersicht zur Struktur und 

Entwicklung des Vermögens des Landes erhalten. 

Der Schuldenabbau der vergangenen Jahre erreichte im Haus

haltsjahr 2024 ein vorläufiges Ende. Zurückzuführen ist dies vor 

allem auf die im Jahr 2025 beschlossene grundgesetzliche  

Lockerung der Schuldenbremse. Für die Jahre 2025 und 2026 

plant das Land, die neue Möglichkeit einer strukturellen Netto

kreditaufnahme von jeweils über 1,4 Mrd. € voll in Anspruch zu 

nehmen.  

2.1 Vermögensnachweisung 

2.1.1 Nachweisung der Forderungen des Landes aus Darlehen und 
ähnlichen Rechtsgeschäften einschließlich des Sondervermö
gens 

Nach Artikel 69 Satz 2 NV ist über das Vermögen und die Schulden 

Rechnung zu legen oder ein anderer Nachweis zu führen. Den Inhalt 

regelt das Finanzministerium nach § 86 LHO im Einvernehmen mit 

dem LRH. Der Nachweis über die Forderungen des Landes – ein

schließlich der Sondervermögen – aus Darlehen und ähnlichen 

Rechtsgeschäften wird nach Verwaltungsvorschrift Nr. 5 zu § 73 LHO 



 
  

 Jahresbericht 2026  Seite: 32 

 
vom Finanzministerium geführt. Das in der Haushaltsrechnung darge

stellte Forderungsvermögen17 wies am Ende des Haushaltsjahres 

2024 einen Bestand von 2.863.813.298,44 € aus. 

2.1.2 Vermögensnachweisung nicht mehr ausreichend 

Das Land entschied sich vor rd. 40 Jahren, einen „anderen Nachweis“ 

gemäß Artikel 69 NV zu führen. Die Vermögensnachweisung be

schränkt sich seitdem auf die „Nachweisung der Forderungen des Lan

des aus Darlehen und ähnlichen Rechtsgeschäften einschließlich des 

Sondervermögens“. Der in der Haushaltsrechnung ausgewiesene Be

stand von rd. 2,9 Mrd. € umfasst damit lediglich einen sehr kleinen 

Ausschnitt des Vermögens des Landes. Insbesondere fehlen in der 

Haushaltsrechnung Informationen zu Vermögen in Form von Gebäu

den und Infrastruktur wie z. B. Straßen.  

Allein durch die Angaben in Abschnitt II der Haushaltsrechnung erhält 

der Landtag keinen vollständigen Überblick über die Vermögenslage 

des Landes. Der LRH hält es für erforderlich, dass Landtag und Öffent

lichkeit eine verlässliche und verständliche Übersicht zur Struktur und 

Entwicklung des Landesvermögens erhalten. Bereits im Jahresbericht 

2024 forderte der LRH die Entwicklung einer Zielvorstellung für die 

Darstellung des Landesvermögens für Zwecke der Rechnungslegung. 

Der Landtag folgte dieser Forderung und fasste einen entsprechenden 

Beschluss.18 In ihrer Antwort vom 17.06.202519 stellte die Landesre

gierung verschiedene Änderungen zur Darstellung des Vermögens in 

Aussicht, die schrittweise – nach Möglichkeit beginnend in der Haus

haltsrechnung 2025 – umgesetzt werden sollen. Der LRH wertete die 

Antwort der Landesregierung als Zwischenbericht. Mit Beschluss vom 

11.09.202520 forderte der Landtag die Landesregierung auf, bis zum 

31.12.2026 über die in der Haushaltsrechnung 2025 umgesetzten Ver

änderungen zu berichten. Aus Sicht des LRH bleibt die weitere Ent

wicklung somit abzuwarten.  

                                                
17  Haushaltsrechnung 2024, Abschnitt II, S. 3. 
18 Drs. 19/5408, Nr. 3 der Anlage. 
19 Drs. 19/7594. 
20 Drs. 19/8378. 
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2.2 Nachweisung der Verschuldung und Kreditaufnahme gemäß  

Artikel 71 NV 

2.2.1 Schuldenstand und Kreditaufnahme 

Die Darstellung des Schuldenstands orientiert sich an den Vorgaben 

des § 18 d LHO. Das Land weist den Schuldenstand in der Abgren

zung des Stabilitätsrates aus. 

Schulden Zu Beginn des 
HH-Jahres 2024  

Zum Ende des 
HH-Jahres 2024 

Veränderung 

 € € € 

1. Wertpapierschulden 46.025.000.000 44.475.000.000 -1.550.000.000 

davon Landesschatzanweisungen 46.025.000.000 44.475.000.000 -1.550.000.000 

2. Kredite 10.468.809.748 9.843.151.001 -625.658.747 

davon 

bei der gesetzlichen 
Sozialversicherung 1.022.584 1.022.584 0 

bei sonstigen öffentlichen 
Sonderrechnungen 69.000.000 70.000.000 1.000.000 

bei Kreditinstituten 6.811.894.703 6.421.703.901 -390.190.802 

beim sonstigen inländischen 
Bereich 3.586.892.461 3.350.424.516 -236.467.945 

Kreditmarktschulden nach SFK 421 
(Statistisches Bundesamt) 56.493.809.748 54.318.151.001 -2.175.658.747 

3. Rückgebuchte  
    Kreditmarktschulden 4.985.901.142 6.964.721.264 1.978.820.122 

4. Übertragene  
Kreditermächtigungen 3.217.813.341 3.042.408.325 -175.405.016 

davon 
zum Ausgleich des Haushalts  2.773.578.218 2.598.173.202 -175.405.016 

nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 c) 
HG 2025  444.235.123 444.235.123  0 

Schuldenstand in Abgrenzung des 
Stabilitätsrates 64.697.524.231 64.325.280.590 -372.243.641 

Tabelle 8:  Schuldenstand und Kreditaufnahme gemäß § 18 d LHO 

                                                
21  Die Kreditmarktschulden nach SFK 4 beziehen sich auf die in den Berichten 

des Statistischen Bundesamts ausgewiesenen Schulden der Kernhaushalte 
der Länder. Diese Statistiken sind stichtagsbezogen und berücksichtigen 
keine rückgebuchten Kreditmarktschulden. 
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Jahren ist allein eine strukturelle Nettokreditaufnahme von über 

1,4 Mrd. € eingeplant. 

Die Kassenkredite betrugen am Ende des Haushaltsjahres 2024 

1.560 Mio. € (Vorjahr: 1.515 Mio. €) und sind somit um 45 Mio. € ge

stiegen. Die Wohnungsbaudarlehen beim Bund beliefen sich zum 

31.12.2024 auf 376 Mio. €. Im Vorjahr belief sich dieser Wert auf 

394 Mio. €. Der Bestand an Wohnungsbaudarlehen beim Bund ist wei

terhin rückläufig. Die Kassenkredite und Wohnungsbaudarlehen beim 

Bund werden in den Schuldenstand in Abgrenzung des Stabilitätsrates 

nicht mit einbezogen. 

2.2.2 Einhaltung des Neuverschuldungsverbots („Schuldenbremse“) 

Zum 01.01.2020 trat ein grundsätzliches Neuverschuldungsverbot 

(„Schuldenbremse“) in Kraft, das in Artikel 71 Abs. 2 NV und den 

§§ 18 a bis f LHO verankert ist. Demnach ist der Haushalt grundsätz

lich ohne Kredite auszugleichen. 

Für bestimmte finanzielle Transaktionen (§ 18 a Abs. 2 LHO) und zum 

Ausgleich konjunkturbedingter Schwankungen (§ 18 b LHO) können 

neue Kredite zulässig sein. Weitere Ausnahmen vom Neuverschul

dungsverbot sind bei Naturkatastrophen oder außergewöhnlichen Not

situationen möglich. 

Mit der grundgesetzlichen Lockerung der Schuldenbremse im März 

2025 hat sich der bundesverfassungsrechtliche Rahmen für die Kredit

aufnahmemöglichkeiten der Bundesländer grundlegend verändert: 

Gemäß Artikel 109 Abs. 3 GG wurde das Neuverschuldungsverbot 

derart verändert, dass den Bundesländern zusammen eine strukturelle 

Verschuldungsmöglichkeit von 0,35 % des nominalen gesamtstaatli

chen Bruttoinlandsprodukts eingeräumt worden ist. Die Verteilung auf 

die Bundesländer erfolgt nach einem gesetzlich festgelegten Schlüs

sel. Für das Jahr 2025 stehen Niedersachsen 9,5 % zu. Das Land 

passte zur Umsetzung die §§ 18 a, d und e LHO an.23 Eine Anpassung 

                                                
23  Nds. GVBl. 2025 Nr. 82. 
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Für die festzustellende Kreditaufnahme gemäß § 18 d Abs. 1 Satz 2 

LHO a. F. wird in der Haushaltsrechnung ein negativer Wert von 

-3,6 Mio. € ausgewiesen.  

Im Haushaltsjahr 2024 wichen somit die zulässige und die festzustel

lende Kreditaufnahme um 512 Mio. € voneinander ab. In dieser Höhe 

erfolgte für das Jahr 2024 eine Buchung auf dem Kontrollkonto. Der 

Stand des Kontrollkontos belief sich damit am Ende des Jahres 2024 

auf 971,4 Mio. € (Betrag zu Beginn des Jahres: 459,4 Mio. €).  

2.3 Bürgschaften, Garantien und sonstige Gewährleistungen 

Die Übernahme von Bürgschaften, Garantien oder sonstigen Gewähr-

leistungen, die zu Ausgaben in künftigen Haushaltsjahren führen kön

nen, bedarf einer gesetzlichen Ermächtigung, die der Höhe nach be

stimmt ist (§ 39 Abs. 1 LHO). 

Die vom Land bis zum Schluss des Haushaltsjahres 2024 übernom

menen Verpflichtungen aus „Bürgschafts-, Garantie- oder ähnlichen 

wirtschaftlichen Zwecken dienenden Verträgen“ betrugen nach der 

Nachweisung in der Haushaltsrechnung29 4.981.402.583,85 € (Vor

jahr: 4.917.019.238,76 €). Das verbleibende finanzielle Risiko betrug 

4.637.207.260,83 €. 

  

                                                
29  Haushaltsrechnung 2024, Abschnitt II, S. 13, Nr. 2. 
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ergibt sich für das Jahr 2024 eine Nettoinanspruchnahme von 

16.058.408,91 € (Vorjahr: 34.958.282,87 €).  

Das Finanzministerium durfte gemäß § 4 Abs. 1 HG 2024 für das 

Haushaltsjahr 2024 Garantien und Bürgschaften zulasten des Landes 

bis 2.032.000.000 € eingehen. Weitere Ermächtigungen zur Über

nahme von Bürgschaften und Garantien ergaben sich aus 

§ 4 Abs. 4 und 5 HG 2024 und §§ 1, 5 NORD/LB-Gesetz.32  

Ausweislich der sogenannten Veränderungsnachweisung zum Haupt

buch der Landesschulden über die noch laufenden Bürgschaften und 

Garantien des Landes mit Stand vom 31.12.2024 übernahm das Land 

im Jahr 2024 Bürgschaften von 1.096.378.363,92 € (Vorjahr: 

373.807.445,03 €). Die Erhöhung gegenüber dem Vorjahr um 

rd. 723 Mio. € ist u. a. auf größere Bürgschaften im Bereich Schiffbau 

zurückzuführen. 

2.4 Verpflichtungsermächtigungen 

Verpflichtungsermächtigungen ermöglichen es dem Land, Verpflich

tungen (z. B. für Investitionen) einzugehen, die erst in späteren Haus

haltsjahren zu Ausgaben führen. Sie müssen gemäß § 38 LHO im 

Haushaltsplan ausgebracht werden.  

  

                                                
32  Haushaltsrechnung 2024, Abschnitt II, S. 13, Nrn. 1 b) bis e). 
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3 Personalhaushalt des Landes: Ein Überblick 

Das Land baute seinen Personalbestand im Kernhaushalt in den 

vergangenen Jahren kontinuierlich aus und erhöhte ihn im Jahr 

2024 um weitere 697 Vollzeiteinheiten noch einmal. Dadurch 

stiegen die Personalausgaben weiter deutlich an. 

Die Anzahl der Planstellen für beamtetes Personal in den  

Ministerien und der Staatskanzlei stieg in den Jahren 2013 bis 

2026 um 888 Planstellen erheblich. Das entspricht einem An

stieg um 43,6 %. Allein in der laufenden 19. Wahlperiode – also 

ab dem Jahr 2022 – kamen bereits 311 neue Planstellen hinzu, 

davon 54 in den Besoldungsgruppen A 16 bzw. der B-Besoldung.  

Die erwarteten Ruhestandseintrittszahlen zeigen, vor welchen 

großen Herausforderungen der demografische Wandel die Lan

desverwaltung stellt. Weil absehbar weiteres Personal vorzeitig 

in den Ruhestand treten wird, ist mit einer erheblichen Verschär

fung der Lage zu rechnen. 

3.1 Menge des beamteten und tarifbeschäftigten Personals 

Das Beschäftigungsvolumen in Vollzeiteinheiten (VZE)36 bildet die Per

sonalmenge des Kernhaushalts ab. Es bestimmt damit den zulässigen 

Umfang des dauerhaft eingesetzten beamteten und tarifbeschäftigten 

Personals. 

Für Ausgliederungen außerhalb des Kernhaushalts enthält der Haus

halt entsprechende Angaben nur für wenige Landesbetriebe. Für die 

übrigen Landesbetriebe, für Hochschulen sowie für andere Ausgliede

rungen liegen keine vergleichbaren Informationen vor. Die Personal

menge und deren Entwicklung lässt sich aus dem Haushalt bei den 

Ausgliederungen daher nur in wenigen Fällen und in der Gesamtheit 

gar nicht ablesen. 

                                                
36  Das Beschäftigungsvolumen ist ein Steuerungsparameter der Personalkos

tenbudgetierung im Kernhaushalt. 
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3.1.1 Entwicklungen im Kernhaushalt 

Im Jahr 2024 beschäftigte das Land im Kernhaushalt Personal im Um

fang von 136.957 VZE.37  

Seit dem Jahr 2013 wuchsen sowohl die geplanten als auch die tat

sächlichen VZE – mit wenigen Ausnahmen – kontinuierlich auf. 

 

Abbildung 6:  Plan- und Ist-Entwicklung des Beschäftigungsvolumens – alle 
Einzelpläne – nach Haushaltsplan (HP) und Haushaltsrech
nung (HR) 

In den Jahren von 2013 bis 2022, also in der 17. und 18. Wahlperiode 

des Landtages, stieg das Beschäftigungsvolumen insgesamt bereits 

um 4.733 VZE. In der laufenden 19. Wahlperiode erhöhte es sich allein 

vom Jahr 2022 zum Jahr 2024 nochmals um 1.728 VZE. 

Zu der Entwicklung des geplanten Beschäftigungsvolumens äußerte 

sich der LRH bereits kritisch in seinen Jahresberichten 2022 und 

2024.38  

                                                
37  Die Daten ergeben sich hier und in den nachfolgenden Abschnitten aus den 

jeweiligen Haushaltsrechnungen der angegebenen Jahre. Die Plandaten/pla
nerischen Zahlen basieren auf den jeweiligen Haushaltsplänen. 

38  Jahresbericht 2022, S. 148 „Nachhaltige Entwicklung des Personalhaushalts 
trotz gezielter Einsparmaßnahmen fraglich“, Jahresbericht 2024, S. 46 „Per
sonalhaushalt des Landes Niedersachsen: Ein Überblick“. 
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Die in der Tabelle zusammengeführten Daten zeigen außerdem mo

derate Erhöhungen des Plan-Beschäftigungsvolumens in den Jahren 

2022 bis 2024. Seit dem Haushaltsplan 2024 sieht die Landesregie

rung jedoch ein deutlich steigendes Beschäftigungsvolumen vor, dies 

beträgt im Jahr 2026 bereits 142.761 VZE. Das sind mehr als 3.300 

zusätzlich geplante VZE.  

3.1.2 Personalstrukturbericht  

Neben dem Haushalt weist auch der jährlich von der Landesregierung 

veröffentlichte Personalstrukturbericht Personalmengen aus. Anders 

als das Beschäftigungsvolumen (nur Kernhaushalt) und die Planstellen 

(nur beamtetes Personal) umfasst dieser das gesamte beamtete und 

tarifbeschäftigte Personal des Kernhaushalts und der Ausgliederun

gen.  

Ausweislich des aktuellen Personalstrukturberichts40 waren zum Stich

tag 30.06.2023 in der Landesverwaltung 213.845 Personen dauerhaft 

bzw. befristet beschäftigt. Sie gehören damit zum sogenannten 

Stammpersonal.41 Dies entspricht 184.065 Vollzeitäquivalenten 

(VZÄ)42, also einer dem Beschäftigungsvolumen vergleichbaren 

Größe. 

Der Bericht beinhaltet schon seit vielen Jahren auch altersspezifische 

Daten des Stammpersonals. Bezogen auf den Stichtag 30.06.2023 er

wartet das Land bis zum Jahr 2028 – ausgehend von einem Ruhe

standseintritt von 66 Jahren – regulär altersbedingte Abgänge aus dem 

aktiven Dienst von 20.250 VZÄ.43 Die Situation verschärft sich abseh

bar weiter bis zum Jahr 2031, in dem der geburtenstärkste Jahrgang 

                                                
40  Personalstrukturbericht des Landes Niedersachsen 2023, Erscheinungsda

tum: Juli 2025. 
41  Personalstrukturbericht 2023, S. 8. Hier sind wie beim Beschäftigungsvolu

men vor allem Auszubildende, Anwärterinnen und Anwärter sowie Referen
darinnen und Referendare nicht berücksichtigt. 

42  Daten siehe Tabellen 25, 28 und 43 des Anlagenbands C2 zum Personal
strukturbericht 2023. 

43  Personalstrukturbericht 2023, S. 36: Berücksichtigt sind die besonderen Al
tersgrenzen für den Polizei- und Justizvollzugsdienst. Sonderregelungen mit 
der Möglichkeit, beispielsweise den Antragsruhestand zu nutzen, blieben un
berücksichtigt. 
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Auch die Verschiebung des Besoldungsgefüges hin zu höherwertige

ren Besoldungsgruppen trug zum Anstieg bei.  

Daneben erhöhte die kontinuierlich wachsende Personalmenge die 

Personalausgaben. Inwieweit sich diese Entwicklung durch den demo

grafischen Wandel und den Fachkräftemangel abflacht, bleibt anhand 

der tatsächlichen Besetzung in den kommenden Jahren abzuwarten.  

3.3.2 Kernhaushalt: Soll-Ist-Vergleich 

Der Soll-Ist-Vergleich der veranschlagten Personalausgaben der 

Hauptgruppe 4 mit den verausgabten Personalausgaben entwickelte 

sich in den Jahren ab 2022 wie folgt: 

 
2022 2023 2024 

Mio. € Mio. € Mio. € 

Ausgaben Soll lt. HP. 14.483.6 14.920,3 16.155,2 

Ausgaben Ist lt. HR55 14.268.8 14.843,9 15.706,5 

Differenz - 214.8 - 76,4 - 448,7 

Differenz in % 1,5 % 0,5 % 2,8 % 

Tabelle 14:  Gegenüberstellung der veranschlagten zu den Ist-Personalaus-
gaben der Hauptgruppe 4 in den Jahren 2022 bis 2024 

Die große Differenz zwischen veranschlagten und Ist-Personalausga

ben im Jahr 2024 ist u. a. auf die nicht genutzte Vorsorge aus der Glo

balen Mehrausgabe für die finanziellen Folgen des Tarifabschlusses 

einschließlich der Übertragung auf den Beamtenbereich zurückzufüh

ren. 

  

                                                
55  Einschließlich zu übertragende Haushaltsreste. 
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3.4 Personalaufwand der Landesbetriebe und Hochschulen 

Das Land finanziert Personal über den Kernhaushalt hinaus. Ein we

sentlicher Teil entfällt dabei auf die 15 Landesbetriebe und 19 Hoch

schulen.56 Für diese dokumentieren Haushaltsplan und Haushalts-

rechnung den Personalaufwand. Im Unterschied zu den Personalaus

gaben der Hauptgruppe 4 umfasst der Personalaufwand beispiels

weise auch Rückstellungen. Hinzu kommen aus Drittmitteln finanzierte 

Personalausgaben. Die Drittmittel machen insbesondere im Hoch

schulbereich als Finanzierungsquelle einen erheblichen Teil des ge

samten Personalaufwands aus.57 

Der Personalaufwand des Jahres 2024 betrug fast 3,7 Mrd. €. Davon 

entfielen knapp 0,4 Mrd. € auf die Landesbetriebe und rd. 3,3 Mrd. € 

auf die Hochschulen.  

 

Abbildung 11: Entwicklung des Personalaufwands der Ausgliederungen58 
der Jahre 2013 bis 2024 

                                                
56  Landesbetriebe und Stiftungen. 
57  Das gilt gleichermaßen für den ebenfalls enthaltenen Personalaufwand für 

den Bereich der Krankenversorgung der Universitätskliniken. 
58  Entnommen aus der jeweiligen „Übersicht über die Ergebnisse der Erfolgs- 

und Finanzpläne der Landesbetriebe (ohne Hochschulen)“ und der „Übersicht 
über die Ergebnisse der Gewinn- und Verlustrechnungen der Hochschulen“; 
jeweils Abschnitt III der Haushaltsrechnung „Aktivitäten des Landes außer-
halb des Kernhaushalts“. 
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3.5 Versorgung 

Die Versorgungsausgaben des Landes entwickelten sich in den Jahren 

2013 bis 2024 wie folgt: 

 

Abbildung 12:  Entwicklung der Versorgungsbezüge in den Jahren 2013 bis 
202461 

Die regelmäßigen Versorgungsanpassungen wirkten sich ebenso er-

höhend aus wie die zunehmende Zahl der Versorgungsempfängerin-

nen und Versorgungsempfänger. Allein in den Jahren 2013 bis 202462 

stieg deren Zahl von 83.306 auf 110.395.63  

  

                                                
61  Daten der Haushaltsrechnung einschließlich zu übertragende Haushaltsreste; 

Obergruppe 43. 
62  Stichtag jeweils 01.01. 
63  Daten aus Versorgungsempfängerstatistik des Landesamts für Statistik Nie

dersachsen. 
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Schwerpunkt Klimaschutz und Klimafolgenanpassung: 
Wo steht Niedersachsen? 

Niedersachsen hat sich für den Klimaschutz ambitionierte Ziele 

zur Minderung der Treibhausgase gesetzt. Obwohl das Land er

hebliche Mittel aufwendet, wird es diese Ziele voraussichtlich 

nicht erreichen. Die bisherigen Maßnahmen führten in den ver

gangenen drei Jahrzehnten nur zu einer Treibhausgasminde

rung von 27 Prozentpunkten. Bis zum Jahr 2030 will das Land 

weitere 48 Prozentpunkte einsparen und im Jahr 2040 treibhaus

gasneutral sein. Der LRH zeigt in diesem Schwerpunkt, welche 

Hemmnisse bestehen und dass das Land zusätzliche Anstren

gungen unternehmen muss, wenn es seine Klimaziele noch an

nähernd erreichen will. 

4 Verbindliche Ziele für die Treibhausgas-Minderung 

Das Europäische Klimagesetz68 schreibt den EU-Mitgliedstaaten vor, 

die Treibhausgasemissionen bis zum Jahr 2050 schrittweise auf Null 

zu senken. Das Bundes-Klimaschutzgesetz sieht die Treibhausgas

neutralität69 für Deutschland bis zum Jahr 2045 vor. 

Seit dem Jahr 2020 enthält die Niedersächsische Verfassung in Artikel 

6c die Staatszielbestimmung, das Klima zu schützen und die Folgen 

des Klimawandels zu mindern. Im selben Jahr beschloss der Landtag 

das Niedersächsische Gesetz zur Förderung des Klimaschutzes und 

zur Minderung der Folgen des Klimawandels (NKlimaG)70. Seit dem 

Jahr 2023 ist dort als Ziel festgelegt, den Treibhausgas-Ausstoß in der 

Landesverwaltung schrittweise bis zum Jahr 2035 auf ein treibhaus

gasneutrales Niveau zu senken. Für gesamt Niedersachsen gilt dies 

                                                
68  Verordnung (EU) 2021/1119 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 30.06.2021 zur Schaffung des Rahmens für die Verwirklichung der Kli
maneutralität und zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 401/2009 und 
(EU) 2018/1999 („Europäisches Klimagesetz“). 

69  Vgl. § 2 Nr. 9 Bundes-Klimaschutzgesetz: Gleichgewicht zwischen den Treib
hausgasemissionen aus Quellen und dem Abbau solcher Gase durch Sen
ken; so auch die niedersächsische Definition in § 2 Abs. 3 NKlimaG. 

70  NKlimaG vom 10.12.2020 (Nds. GVBl. S. 464), zuletzt geändert durch Arti
kel 1 des Gesetzes vom 12.12.2023 (Nds. GVBl. S. 289). 
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Für die Startbilanz sind dort insgesamt rd. 371.000 t CO2-Äq ermittelt. 

Für die Bereiche Beschaffung und Pendlerverkehr gab es im Gutach

ten keine Aussage. Für die Strategie 2021 bezifferte das Umweltminis

terium daher zusätzliche Emissionen für Beschaffung und für den Be

reich Pendlerverkehr mit insgesamt 109.000 t CO2-Äq. 

8 Handlungsfeld Gebäude: größter Hebel 

Das Land verfügt über rd. 2.700 Gebäude mit einer Nettogeschossflä

che75 von rd. 5,4 Mio. m². Für den Betrieb dieser Gebäude betrugen 

die Treibhausgasemissionen aus dem Strom- und Wärmeverbrauch im 

Jahr 2013 gemäß agiplan-Gutachten rd. 330.000 t CO2-Äq.76
 Das wa

ren rd. 89 % der Gesamtemissionen in der Landesverwaltung. Somit 

kommt dem Handlungsfeld Gebäude eine zentrale Rolle bei der Errei

chung der Klimaschutzziele zu. Die CO2-Äq-Emissionen des Gebäu

debestands entwickelten sich seit dem Jahr 1990 folgendermaßen: 

 

Abbildung 20:  Entwicklung der CO2-Äq-Emissionen bei Strom- und Wärme
bedarf seit dem Jahr 1990 (Quelle: Darstellung des NLBL) 

                                                
75  Dabei handelt es sich um Flächen, die tatsächlich für die Nutzung des Gebäu

des zur Verfügung stehen abzüglich der Flächen, die durch konstruktive Ele
mente wie Wände oder Versorgungsschächte belegt sind. 

76 CO2-Äquivalent ist eine Maßeinheit, die die Klimawirkung verschiedener 
Treibhausgase vergleichbar macht, indem es deren Erwärmungspotenzial in 
die Menge CO2 umrechnet. 
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8.2.5 Photovoltaik-Offensive: Ziele verfehlt 

In ihrer Photovoltaik-Offensive legte die Landesregierung fest, dass bis 

zum Jahr 2040 alle landeseigenen Dachflächen mit Photovoltaik (PV)-

Anlagen ausgestattet sein sollen. Als Zwischenziel definierte die Lan

desregierung bis zum Jahr 2025 eine Belegung von 30 %. Der LRH 

bemängelte mehrfach die Umsetzungsstrategie.89 Diese sieht vor, die 

Dachflächen an externe Vertragspartner zu vergeben. Die bislang ge

schlossenen Verträge sind so ausgestaltet, dass das Land nur einen 

geringen Einfluss auf die Auswahl der Dächer und zeitliche Umsetzung 

hat. Aktuell sind nicht einmal 3 % der Dachflächen belegt. 

8.2.6 Sanierung vor Neubau: Graue Energie nicht konsequent genutzt 

Die Landesregierung legte fest, dass das Land grundsätzlich bis zum 

Jahr 2028 keine Neubaumaßnahmen beginnen darf.90 Es stehen ledig

lich Haushaltsmittel zur Fertigstellung von begonnenen Maßnahmen 

zur Verfügung. Auch das SBN legte fest, dass eine Sanierung einem 

Neubau vorzuziehen ist. So darf das SBN einen Ersatzneubau erst 

dann in Betracht ziehen, wenn die vorhandene Bausubstanz funktional 

und technisch nicht mehr verwendbar ist und die Sanierungskosten die 

Neubaukosten erheblich überschreiten. Das SBN verfolgt damit Fol

gendes: 

• Die Erstellung von Gebäuden ist energieintensiv. So wird allein für 

die Herstellung eines Kubikmeters Beton 720 kWh Energie benötigt. 

Das entspricht ca. der Hälfte eines Jahresstromverbrauchs eines 

Einfamilienhauses (ohne Heizung). Diese sogenannte graue Ener

gie bleibt bei einer Sanierung erhalten.  

• Durch Sanierungen werden Baustoffe weiter und damit ressourcen

schonend genutzt. Jedoch zeigen die Prüfungen des LRH, dass die 

Bauverwaltung ihren eigenen Ansatz nicht genügend beachtete: 

                                                
89  Jahresbericht 2023, S. 166 „Photovoltaik-Offensive – Mehr Dynamik erforder

lich“. 
90  Mittelfristige Planung 2024 - 2028. 
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8.2.7 Ressourcenschonende Sekundärbaustoffe spielen bei Hochbau

maßnahmen des Landes keine Rolle 

Die Landesregierung fordert seit Jahren die Nutzung von grauer 

Energie. Hierzu gehört auch die Verwendung recycelter Bau

stoffe. Das Staatliche Baumanagement Niedersachsen setzte 

diese Materialien bei seinen Hochbaumaßnahmen jedoch kaum 

ein. Damit vergibt das Staatliche Baumanagement eine Möglich

keit, das durch das Niedersächsische Klimagesetz geregelte 

Ziel, Treibhausgasemissionen einzusparen, wirtschaftlich zu er

reichen. Andere Bundesländer sind inzwischen deutlich weiter. 

Ausgangslage 

Öffentliche Auftraggeber sind nach dem Kreislaufwirtschaftsgesetz91 

bereits seit dem Jahr 2012 dazu verpflichtet, bei Bauvorhaben und 

sonstigen Aufträgen Produkte aus recyceltem Abfall zu bevorzugen. 

Gebäude sind demnach so zu planen, dass die eingesetzten Materia

lien später wiederverwendet und als Abbruchmaterialien erneut in die 

Kreislaufwirtschaft zurückgeführt werden können. Je mehr recycelte 

Baustoffe – Sekundärbaustoffe – wieder eingesetzt werden, desto we

niger Primärrohstoffe werden verbraucht und damit Ressourcen ge

schont. Die landesweite Rohstoffsicherung steht vor erheblichen Her

ausforderungen, da viele Gebiete für Rohstoffgewinnung mittlerweile 

größtenteils ausgeschöpft sind.92 

Bund und Länder entwickelten verschiedene rechtliche Vorgaben93 so

wie Leitfäden, um den Einsatz von Sekundärbaustoffen bei ihren Bau

maßnahmen zu fördern. Diese Regelungen betreffen u. a. die nachhal

tige Beschaffung, den verbindlichen Einsatz von Sekundärbaustoffen 

sowie die Abfallvermeidung durch die Weiterverwendung von 

                                                
91  Gesetz zur Förderung der Kreislaufwirtschaft und Sicherung der umweltver

träglichen Bewirtschaftung von Abfällen (Kreislaufwirtschaftsgesetz – KrWG). 
92  Rohstoffsicherungsbericht Niedersachsen 2022. 
93  Richtlinien für die Durchführung von Bauaufgaben des Landes, Richtlinien für 

die Durchführung von Bauaufgaben des Bundes, Verwaltungsvorschriften zur 
nachhaltigen Beschaffung (VV-NB) und das Niedersächsische Abfallgesetz. 
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9 Handlungsfeld Mobilität: Fuhrpark, Dienstreisen und Pendler 

9.1 Überblick 

Gemäß § 12 Abs. 3 NKlimaG muss das Land spätestens ab dem Jahr 

2030 alle durch die Landesverwaltung genutzten Fahrzeuge treibhaus

gasneutral betreiben. 

Der Bereich Mobilität verursachte rd. 11 % der Gesamtemissionen in 

der Landesverwaltung. Das Handlungsfeld gliedert sich in die Sektoren 

Fuhrpark, Dienstreisen und Pendlerverkehr der Bediensteten. Nach 

Schätzungen im agiplan-Gutachten entstehen dabei folgende Treib

hausgasemissionen: 

Sektor Treibhausgasemissionen pro 
Jahr in Tonnen CO2-Äq 

Fuhrpark 27.000 

Dienstreisen 14.000 

Pendlerverkehr der  
Bediensteten 53.000 

Tabelle 20:  Treibhausgasemissionen in den Mobilitätssektoren 

Der Fuhrpark der Landesverwaltung umfasst rd. 5.800 PKW. Dabei hat 

die Polizei mit 5.100 Fahrzeugen den größten Anteil. Aufgrund der An

zahl und der Präsenz der Dienstfahrzeuge im öffentlichen Raum kann 

das Land in diesem Handlungsfeld seine Vorbildfunktion als klima

freundliche Verwaltung sichtbar machen. Zudem sieht die Landesre

gierung in dem Handlungsfeld Mobilität die schnellste Möglichkeit, 

Treibhausgase einzusparen. Das möchte sie erreichen durch weniger 

Dienstreisen und Anreize für eine vermehrte Nutzung öffentlicher Ver

kehrsmittel.99 In allen anderen Fällen solle das Dienstgeschäft alterna

tiv erledigt werden z. B. als Telefon- oder Videokonferenz bzw. Hybrid-

                                                
99  Strategie 2021, S. 25 f. 
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9.2 Klimaschutz im Kultusressort: Dienstreisen 

Die Strategie 2021 für die klimaneutrale Landesverwaltung sieht 

u. a. vor, Dienstreisen nur bei zwingenden dienstlichen Gründen 

durchzuführen. Zudem sollen öffentliche Verkehrsmittel bevor

zugt werden, um CO2-Emissionen zu verringern. 

Demgegenüber stieg die Anzahl der Dienstreisen im Kultusmi

nisterium nach der COVID-19-Pandemie wieder. Außerdem  

reisten die Beschäftigten zunehmend mit dem PKW. 

Wieder mehr Dienstreisen im Kultusministerium 

Der LRH ermittelte die jährliche Anzahl der Dienstreisen im Kultusres

sort seit dem Jahr 2021. Zusätzlich erhob er die Ausgangslage vor Be

ginn der COVID-19-Pandemie in den Jahren 2018 und 2019. 

 

Abbildung 27:  Anzahl der Dienstreisen im Kultusministerium in den Jahren 
2018 bis 2024 

Im Jahr 2021 fanden aufgrund der COVID-19-Pandemie kaum Dienst

reisen statt. In dieser Zeit eröffnete das Land die Möglichkeit von  

Videokonferenzen, die die Beschäftigten umfangreich nutzten. Bereits 

im Jahr 2022 stieg die Zahl der Dienstreisen jedoch wieder an. Im Jahr 

2022 wurden rd. 400 Dienstreisen durchgeführt. In den beiden darauf

folgenden Jahren erhöhte sich diese Anzahl jeweils um rd. 200 
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10 Verkehr in Niedersachsen: Ziele gefährdet 

Der Verkehrssektor hat einen wesentlichen Anteil an den Gesamtemis

sionen in Niedersachsen. Die Emissionen des Verkehrs – also Stra

ßen-, Schienen-, Schiffs- und Luftverkehr – sind vom Jahr 1990 bis 

zum Jahr 2022 lediglich um 15,8 % gesunken.102 Das ist im Vergleich 

zu anderen Sektoren – z. B. Energie mit -27,6 %, Gebäude mit -28,2 % 

und Industrie mit -20 % – verhältnismäßig wenig. In der Klimaschutz

strategie formuliert das Land das Ziel, die CO2-Äq im Verkehrssektor 

bis zum Jahr 2030 um 67 % zu mindern. Es gibt im Verkehrssektor 

also einen Aufholbedarf, wenn das Ziel erreicht werden soll. 

Um den Treibhausgasausstoß im Verkehrssektor zu mindern, fördert 

das Land auch den öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) und die 

Elektromobilität. 

Das Ziel, die Fahrgastzahlen im ÖPNV bis zum Jahr 2030 zu verdop

peln, wird das Land aller Voraussicht nach nicht erreichen. Das hängt 

zum einen mit Engpässen in der Schieneninfrastruktur des Bundes zu

sammen. Zum anderen sind auch landesseitig umfangreiche Investiti

onen notwendig, um mehr und modernere Züge fahren zu lassen so

wie reaktivierte Bahnstrecken zu bedienen. Bei einer Prüfung im Jahr 

2024 stellte der LRH fest, dass das Land hierfür jedoch nicht ausrei

chend Geld einplante103. Trotz nunmehr zusätzlich vorgesehener 

500 Mio. € werden die insgesamt für den ÖPNV eingeplanten Mittel im 

Wesentlichen nur für die Fortführung der bestehenden Verkehre rei

chen, nicht aber für eine deutliche Ausweitung. 

Daneben fördert die Landesregierung die Elektromobilität. Dass es da

bei zu Fehlentwicklungen und Mitnahmeeffekten kam, zeigt folgendes 

Beispiel104: 

                                                
102  Niedersächsische Klimaschutzstrategie 2025, S. 21. 
103  Jahresbericht 2025, S. 162 „Viele Wünsche, aber zu wenig Geld: Bleibt der 

Personennahverkehr auf der Strecke?“. 
104  Jahresbericht 2023, S. 196 „Nicht öffentliche Elektroladeinfrastruktur – 

Chance zu wirksamer Förderung vertan“. 
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11 Zusammenfassung der Zielerreichung 

Die vorgenannten Kapitel machen deutlich, dass das Land seine Ziele 

vermutlich nicht erreichen wird. Die nachfolgende Tabelle zeigt das 

bisher Erreichte in Zahlen: 

 
Ausgangs
wert im 
Jahr 1990 

Zielwert im Jahr 2030 Erreicht im Jahr 2022 

 Ausstoß 
in Mio. t CO2-Äq 

Ausstoß ≤ 
in Mio. t CO2-Äq 

Minderung 
in % 

Ausstoß 
in Mio. t CO2-Äq 

Minderung 
in % 

Energie 24,1 4,9 80 16,6 31,1 

Industrie 18,3 6,8 63 13,6 25,7 

Verkehr 17,8 6,0 67 15,1 15,2 

Gebäude 21,2 6,7 69 14,7 30,7 

Landwirt
schaft 13,4 9,5 30 12,5 6,7 

Abfallwirt
schaft 5,4 0,3 95 0,1 98,1 

Tabelle 21: Gegenüberstellung der Einsparziele mit den bis zum Jahr 2022 
tatsächlich erreichten Werten 

Im Bereich Gebäude erreichte die Landesregierung bis zum Jahr 2022 

erst 30,7 %, im Bereich Verkehr lediglich 15,2 %. Wenn die Landesre

gierung die gesetzten Ziele noch erreichen will, wäre daher aus Sicht 

des LRH eine deutlich konsequentere Steuerung der jeweiligen Maß

nahmen erforderlich. Daran mangelt es. 

12 Steuerung: Ressortprinzip 

12.1 Einführung 

Wie die vorangegangenen Kapitel zeigen, ist Klimaschutz eine Auf

gabe, die nur durch Anstrengungen aller Ressorts gelingen kann. Das

selbe gilt für die Klimafolgenanpassung. Die Landesregierung muss  

einen ressortübergreifenden Überblick haben, wo das Land bei der Er

reichung der Klimaschutzziele steht. Ein solcher Überblick ist die 

Grundlage für eine enge, abgestimmte Zusammenarbeit der Ressorts 

im Klimaschutz. Daran mangelt es. 
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12.2 Klimaschutz und Klimafolgenanpassung – Viel Anspruch, wenig 

Steuerung 

Niedersachsen verfügt weder im Klimaschutz noch in der Klima

folgenanpassung über ein ausreichendes Monitoring. 

Die Steuerung der Maßnahmen ist unzureichend. Der Landesre

gierung fehlen zentrale Steuerungsinstrumente, einheitliche 

Standards und ein vollständiger Überblick über laufende Maß

nahmen. Dies gefährdet die Erreichung der Klimaziele. 

Unzureichendes Monitoring 

Nach § 7 Niedersächsisches Klimaschutzgesetz (NKlimaG) ist die Lan

desregierung verpflichtet, den Umsetzungsstand der Klimaziele durch 

ein Monitoring zu überprüfen. Das Monitoring besteht aus mehreren 

Berichten, die jährlich von unterschiedlichen Ressorts beigetragen 

werden sollen. Das Umweltministerium trifft dabei folgende Berichts

pflichten:  

• Die Darstellung des Umsetzungsstands der Klimaschutzmaß

nahmen der Ressorts, 

• die Darstellung des Umsetzungsstands der Klimafolgenanpas

sungsmaßnahmen der Ressorts sowie 

• der Bericht über die Treibhausgasemissionen von Dienstkraft

fahrzeugen und von Dienstreisen in der Landesverwaltung. 

• Auch ein jährlicher Bericht des Klimarates ist Bestandteil des  

Monitorings. 

Das Umweltministerium legte bisher keinen dieser Berichte vor. Da der 

Klimarat seine Tätigkeit erst im Jahr 2026 aufnahm, fehlt deshalb auch 

sein jährlicher Bericht. 

Der LRH bemängelt, dass das Umweltministerium seiner Berichts

pflicht noch nicht nachgekommen ist. Er kritisiert weiterhin, dass der 
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13 Haushalt: Viel Geld, aber wenig Wirkung? 

Das Land gibt Haushaltsmittel in Milliardenhöhe aus, die nach Anga

ben der Landesregierung auch dem Klimaschutz und der Klimafolgen

anpassung dienen. 

In seinen Prüfungen stellte der LRH fest, dass im Bereich der Klima

schutzstrategie viele Maßnahmen jedoch nicht mit konkreten Zielen 

zur Treibhausgasreduktion verbunden sind. So werden Maßnahmen 

finanziert, die nicht unmittelbar der Erreichung der Klimaziele dienen, 

z. B. Bildungsangebote an Schulen oder die Durchführung von Wett

bewerben. Angesichts begrenzter Mittel und der zeitlich ambitionierten 

Ziele empfiehlt der LRH, sich auf Maßnahmen mit messbaren und tat

sächlichen Treibhausgas-Einsparungen zu konzentrieren.  

Daneben sind die Mittel für die Maßnahmen der Klimaschutzstrategie 

auf mehrere Einzelpläne im Haushalt verteilt. Es ist daher sowohl für 

das Parlament als auch für die Allgemeinheit nur bedingt nachvollzieh

bar, welche Ausgaben tatsächlich für Klimaschutz und Klimafolgenan

passung anfallen. Eine parlamentarische Kontrolle des Mitteleinsatzes 

kann so nur eingeschränkt erfolgen. 

Um den Mitteleinsatz zur Erreichung der Klimaziele effektiver steuern 

zu können, bedarf es geeigneter Instrumente. 

Das Land führte beim Aufstellungsverfahren für den Haushaltsplan 

2025 erstmalig Kennziffern ein, die Ausgaben mit Bezug zum Klima

schutz kennzeichnen sollen. Ziel ist der Überblick über die zur Verfü

gung stehenden Mittel mit Klimaauswirkungen. Da die Kennziffer nur 

im Kernhaushalt angewendet wird, bleiben die Sondervermögen unbe

rücksichtigt. 

Die Klimakennziffer unterscheidet zwischen Klimaschutzausgaben, 

Ausgaben für Klimafolgenanpassung sowie Ausgaben, die sowohl Kli

maschutz als auch Klimafolgenanpassung zugeschrieben werden kön

nen. 
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14 Fazit 

Das Land will deutlich schneller treibhausgasneutral sein als der Bund 

und die EU. Nach den Feststellungen des LRH wird es dieses Ziel mit 

den bisherigen Maßnahmen aller Voraussicht nach jedoch nicht errei

chen. Wenn die Landesregierung dieses zumindest noch annähe

rungsweise erreichen will, sollte sie nach Auffassung des LRH fol

gende Empfehlungen umsetzen: 

• Die Landesregierung sollte sich aufgrund des ambitionierten 

Zeitplans auf Projekte konzentrieren, die tatsächlich Emissionen 

senken. Hierzu sind Erfolgskontrollen notwendig. Ohne diese 

können weder Wirtschaftlichkeit noch Zielerreichung beurteilt 

werden (Nr. 7). 

• In der Landesverwaltung liegt der größte Hebel für Treibhausga

seinsparungen im Gebäudesektor. Die Landesregierung sollte 

konsequent Sanierungen und Betriebsoptimierungen priorisie

ren, Standorte überprüfen und dabei den tatsächlichen Bedarf 

berücksichtigen (Nr. 8). 

• Wenn die Landesregierung das Ziel noch erreichen will, mindes

tens 10 % der Flächen einzusparen, müsste sie für verbindliche 

Vorgaben, abgestimmte Verfahren und eine aktive Rolle der Lan

desliegenschaftsfondsverwaltung sorgen (Nr. 8.2.2). 

• Wenn die Landesregierung ihre Gebäude bis zum Jahr 2035 auf 

ein treibhausgasneutrales Niveau bringen will, muss sie im Rah

men einer Priorisierung der insgesamt zur Verfügung stehenden 

Mittel mehr Geld für diesen Zweck bereitstellen. Die bislang ein

geplanten Mittel werden noch nicht einmal ausreichen, um den 

Sanierungsstau zu beseitigen (Nr. 8). 

• Die Treibhausgasreduktion um 67 % bis zum Jahr 2030 im Ver

kehrssektor wird die Landesregierung mit den aktuellen Investi

tionen und Förderinstrumenten voraussichtlich nicht erreichen. 
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Steuerungsdefizite 

15 Nach 15 Jahren weiterhin Wildwuchs bei der Besoldung haupt
beruflicher Präsidiumsmitglieder der Hochschulen 

Das Wissenschaftsministerium und die Stiftungsräte der Stif

tungshochschulen hielten die im Jahr 2013 festgelegten Grund-

sätze für die Besoldung der hauptberuflichen Präsidiumsmitglie

der häufig nicht ein. Sie unter- bzw. überschritten die vorgese

hene Besoldungshöhe stattdessen durch individuelle Einzelfall

entscheidungen. Zudem gewährten sie den hauptberuflichen 

Präsidiumsmitgliedern ohne Rechtsgrundlage Besoldungsan

teile in beträchtlicher Höhe. 

Zur Besoldung der hauptberuflichen Präsidiumsmitglieder 

Die Leitung der Hochschulen des Landes obliegt den Präsidien. Die 

hauptberuflichen Präsidiumsmitglieder werden für eine Amtsdauer von 

sechs und bei Wiederwahl von acht Jahren ernannt oder bestellt. Ihre 

Besoldung richtet sich nach der Besoldungsordnung W. 

Die hauptberuflichen Präsidiumsmitglieder erhalten neben ihrem 

Grundgehalt nach der Besoldungsgruppe W 3 für ihre Tätigkeit in der 

Hochschulleitung Funktions-Leistungsbezüge.110 Bei deren Bemes

sung soll die mit der Funktion verbundene Verantwortung und Belas

tung und auch die Größe der Hochschule berücksichtigt werden.111 

Funktions-Leistungsbezüge können nach der Niedersächsischen 

Hochschul-Leistungsbezügeverordnung (NHLeistBVO) auch erfolgs

abhängig gewährt werden. Die Entscheidung über die Gewährung von 

Leistungsbezügen an die hauptberuflichen Präsidiumsmitglieder trifft 

                                                
110  § 29 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 Niedersächsisches Besoldungsgesetz (NBesG) in 

Verbindung mit § 5 der Niedersächsischen Verordnung über Leistungsbezüge 
sowie Forschungs- und Lehrzulagen für Hochschulbedienstete (Hochschul-
Leistungsbezügeverordnung – NHLeistBVO). 

111  § 5 Abs. 2 Satz 1 NHLeistBVO. 
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16 Krankenhausförderung: Zunehmende Ungleichbehandlung 

durch veraltete Planbettenzahlen 

Das Sozialministerium schreibt den Krankenhausplan entgegen 

früherer Ankündigungen auch mehrere Jahre nach der Corona

pandemie nicht anhand der tatsächlichen Auslastung der Plan

betten fort. Dabei geht es selbst von mittlerweile rd. 5.000 über

zähligen Betten aus.  

Das Ministerium gewährt die Pauschalförderung der Kranken

häuser weiterhin auf Basis veralteter Planbettenzahlen. Rechne

risch werden hierdurch rd. 11,8 Mio. € Fördermittel nicht sachge

recht eingesetzt und ausgelastete bedarfsgerechte Krankenhäu

ser dadurch bei der Verteilung zunehmend benachteiligt. 

Grundlagen der Krankenhausplanung  

Niedersachsen ist nach dem Krankenhausfinanzierungsgesetz (KHG) 

verpflichtet, einen Krankenhausplan aufzustellen. Dieser bildet die für 

eine bedarfsgerechte Versorgung der Bevölkerung erforderlichen Kli

niken ab. Das Ministerium für Soziales, Arbeit, Gesundheit und Gleich

stellung stellt den Krankenhausplan unter Beteiligung eines Planungs

ausschusses auf und schreibt ihn zur Anpassung an den tatsächlichen 

Bedarf fort. Wichtiger Anhaltspunkt für die Bedarfsgerechtigkeit eines 

Krankenhauses und die Kapazitäten seiner Fachabteilungen ist ihre 

Auslastung. Als Soll-Wert verwendet das Land für die somatischen 

Fachrichtungen123 seit Jahrzehnten eine Auslastung von 85 %. Bei ab

weichenden Werten ist die Bettenkapazität bei Fortschreibung des 

Krankenhausplans regelmäßig anzupassen. 

                                                
123  Somatische Fachrichtungen umfassen medizinische Disziplinen, die sich mit 

körperlichen Erkrankungen und deren Behandlung befassen. In Niedersach
sen sind dies neben Innerer Medizin und Chirurgie insgesamt 15 weitere 
Fachrichtungen. Nicht zu den somatischen Fachrichtungen gehören lediglich 
Psychiatrie, Psychosomatische Medizin und Psychotherapie sowie Kinder- 
und Jugendpsychiatrie und -psychotherapie.  











 
  

 Jahresbericht 2026  Seite: 127 

 
17 Finanzämter gewähren unzulässige Steuervergünstigungen an 

Ärzte und Journalisten 

In mehr als 1.500 Fällen berücksichtigten Finanzämter gezahlte 

Beiträge an Versorgungseinrichtungen von mehr als 10 Mio. €, 

obwohl dies offenkundig nicht berechtigt war. Landesweit hoch

gerechnet beträgt der Steuerausfall insgesamt knapp 15 Mio. € 

für einen Zeitraum von acht Jahren. 

Steuerliche Begünstigung von Beiträgen zur Altersvorsorge der freien 

Berufe 

Steuerpflichtige können Beiträge für ihre Altersvorsorge als Sonder

ausgaben129 bei der Einkommensteuer geltend machen. Bei Arbeit

nehmerinnen und Arbeitnehmern sind dies regelmäßig die Beiträge zur 

gesetzlichen Rentenversicherung.  

Angehörige sogenannter freier Berufe können ihre Altersvorsorgebei

träge dagegen in eine berufsständische Versorgungseinrichtung ein

zahlen, so etwa die Ärzteversorgung oder das Rechtsanwaltsversor

gungswerk Niedersachsen. Diese Versorgungseinrichtungen zahlen 

später eine Rente – vergleichbar wie die der gesetzlichen Rentenver

sicherung. Diese Möglichkeit besteht allerdings nur für folgende Be

rufsgruppen: Ärztinnen und Ärzte, Apothekerinnen und Apotheker, Ar

chitektinnen und Architekten, Ingenieurinnen und Ingenieure, Notarin

nen und Notare, psychologische Psychotherapeutinnen und Psycho

therapeuten, Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte, Steuerberaterin

nen und Steuerberater, Tierärztinnen und Tierärzte, Wirtschaftsprüfin

nen und Wirtschaftsprüfer sowie Zahnärztinnen und Zahnärzte. 

Derzeit sind die an 105 Versorgungseinrichtungen gezahlten Beiträge 

zur Altersvorsorge entsprechend steuerbegünstigt.  

                                                
129  § 10 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe a Einkommensteuergesetz (EStG). Der Abzug 

ist bis zu einem Höchstbetrag möglich, der im Veranlagungszeitraum (VZ) 
2023 bei Einzelveranlagung 26.528 € betrug. 
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18 Mängel im Beschaffungswesen des Justizministeriums 

Das Justizministerium hielt das Vergabe- und Haushaltsrecht 

teilweise nicht ein. Es beschaffte Leistungen ohne Durchführung 

eines Vergabeverfahrens, missachtete die Haushaltsgrundsätze 

der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit und kaufte Gegenstände, 

die für den Dienstbetrieb nicht notwendig waren. Zudem verstieß 

es gegen die Verpflichtung, Bedarfe über den zentralen Dienst

leister Logistik Zentrum Niedersachsen zu beziehen. 

Für die Bewirtung bei Dienstbesprechungen beauftragte das 

Justizministerium trotz hoher Preise ein Catering-Unternehmen. 

Die Lieferkosten lagen dabei teilweise über dem Warenwert. 

Diese Praxis war unwirtschaftlich. 

Eine Prüfung, die Wirkung zeigt: Das Justizministerium griff die 

Kritik des LRH auf und begann mit der Umsetzung der Empfeh

lungen. 

Prüfung der Sachausgaben des Justizministeriums 

Dem Justizministerium entstehen neben Personalausgaben auch Aus

gaben für Sachmittel, beispielsweise für die Verwaltung seiner Liegen

schaften oder für Bürobedarf. Bei Beschaffungen spielen die Regelun

gen des Vergabe- und Haushaltsrechts eine wesentliche Rolle. Als 

Aufsichtsbehörde über nachgeordnete Dienststellen und Einrichtun

gen hat das Ministerium neben einer Steuerungs- auch eine Vorbild

funktion. Es muss daher in besonderem Maße darauf achten, dass 

seine Bediensteten den rechtlichen Rahmen einhalten. 

Der LRH prüfte die Bewirtschaftung von Sachtiteln im Justizministe

rium in den Haushaltsjahren 2019 bis 2023. Das Gesamtvolumen die

ser Ausgaben betrug im Prüfungszeitraum rd. 9 Mio. €. 
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19 Risikomanagement und Interne Revision in Universitätsklini

ken – bitte angemessen und verbindlich 

Das Risikomanagement und die Interne Revision der beiden Uni

versitätskrankenhäuser sind nicht organisationsgerecht gestal

tet. Es liegt im Interesse des Landes, das zu ändern. Klare, an

gemessene und verbindliche Maßstäbe und Methoden sind dafür 

notwendig. Das aufsichtführende Ministerium für Wissenschaft 

und Kultur sollte zeitnah den normativen Rahmen schaffen. 

Universitätskrankenhäuser im Zentrum der Gesundheitsversorgung 

Niedersächsische Universitätskrankenhäuser sind Schlüsselgrößen 

für Forschung, Lehre und Krankenversorgung. Als öffentliche Organi

sationen ist ihr Geschäftsfeld u. a. die dynamische, marktwirtschaftlich 

geprägte Gesundheitswirtschaft.  

Medizinischer und technischer Fortschritt, demografische Veränderun

gen, Gesundheitsnotlagen, Energiekrisen und kriegerische Auseinan

dersetzungen fordern kontinuierliche Anpassungen. Das geht mit 

Chancen und Risiken einher. Universitätskrankenhäuser müssen sich 

folglich wappnen, um unter diesen Bedingungen handlungs- und leis

tungsfähig zu bleiben. Ziel ist es, Veränderungen, Trends und Innova

tionen in konkrete Vorteile zu wandeln. Die Bedeutung organisations

eigener Instrumente wächst, diese Chancen und Risiken frühzeitig zu 

erkennen, zu überwachen und zu steuern. Im Mittelpunkt stehen orga

nisatorische, prozessuale und kaufmännische Gesichtspunkte – bei

spielsweise um Reorganisationen zügig einzuleiten oder im Zuge der 

digitalen Transformation Cyber-Gefahren zu mindern.  

Risikomanagement und Interne Revision – wichtige Funktionen für 

eine qualitativ hochwertige Wertschöpfung 

Ein leistungsfähiges Risikomanagement dient der Entscheidungsun

terstützung und Steuerung. Ergänzend unterstützt die Interne Revision 
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Organisation und Wirtschaftlichkeit 

20 Neubau der Ärztekammer – unwirtschaftlicher Umgang mit 
Pflichtbeiträgen 

Die Ärztekammer kann die endgültigen Baukosten für ihren Neu

bau – auch mehr als ein Jahr nach dem Einzug – nicht abschlie

ßend beziffern. Die Kosten stiegen deutlich. Statt der ursprüng

lich geplanten Baukosten von 75 Mio. € geht der LRH von min

destens 110 Mio. € aus.  

Für den Neubau erhöhte die Kammer die Pflichtbeiträge der  

Ärztinnen und Ärzte. Stattdessen hätte die Kammer Einspar- 

potenzial nutzen und sich auf ihre originären Aufgaben konzen- 

trieren müssen. Der LRH bezweifelt, dass die Ärztekammer die 

Pflichtbeiträge ihrer Mitglieder wirtschaftlich und sparsam ein-

setzte. 

Ausgangslage für den Neubau 

Die Ärztekammer Niedersachsen (ÄKN) ist die Berufsvertretung der 

rd. 46.000 Ärztinnen und Ärzte in Niedersachsen. Sie finanziert sich 

fast ausschließlich über Pflichtbeiträge ihrer Mitglieder.  

Ab dem Jahr 2019 errichtete die ÄKN am bisherigen Standort in Han

nover einen Neubau, nachdem die Kammer die Sanierungsbedürftig

keit des Kammergebäudes festgestellt hatte.  

Der LRH prüfte in den Jahren 2019 und 2020 die Wirtschaftlichkeit und 

Finanzierung der Baumaßnahme.139 Dabei stellte er u. a. fest, dass der 

Neubau für den Bedarf der ÄKN überdimensioniert ist.  

Der Ausschuss für Haushalt und Finanzen des Landtages erwartete 

aufgrund der Kritik des LRH, dass die Kammer sich zum Schutz ihrer 

                                                
139  Jahresbericht 2021, S. 150 „Neubau der Ärztekammer Niedersachsen – un

wirtschaftlicher Umgang mit Pflichtbeiträgen“. 
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21 Wirtschaftlichkeit der Gründung der WohnRaum Niedersachsen 

GmbH ungewiss 

Das Land hielt bei der Gründung der WohnRaum Niedersachsen 

GmbH haushaltsrechtliche Vorgaben nicht ein. Somit gibt es kei

nen Nachweis, dass die Gründung der Gesellschaft das am bes

ten geeignete Instrument war, um Wirkung am Wohnungsmarkt 

zu erzielen. 

Statt 1.600 wird die Gesellschaft zunächst nur 1.000 Wohnein

heiten schaffen können. 

Der LRH fordert, dass die Landesregierung der Gesellschaft 

klare, konkrete und nachprüfbare Ziele vorgibt. Dies gilt umso 

mehr, weil die Gesellschaft weitere 200 Mio. € aus dem Landes

haushalt erhielt. 

Landesregierung gründet eigene Wohnungsgesellschaft 

Die Landesregierung gründete im Dezember 2023 die WohnRaum 

Niedersachsen GmbH (WRN). Aufgabe der Gesellschaft ist es, preis

günstigen Wohnraum in Regionen mit angespanntem Wohnungsmarkt 

zu schaffen. Dafür stellte das Land 100 Mio. € Eigenkapital zur Verfü

gung. Grundlage für die Gründung war ein Gutachten der Partner

schaft Deutschland GmbH (PD), das modellhafte Investitionsszena

rien, Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen sowie einen Businessplan ent

hielt. Öffentlich stellte die Landesregierung in Aussicht, dass so 

rd. 1.600 Wohnungen entstehen können144, lt. PD-Gutachten bis zum 

Jahresende 2029. Die WRN sollte sich als eigenständig tragendes Un

ternehmen entwickeln und ohne laufende Zuschüsse des Landes aus

kommen. 

                                                
144  Pressemitteilung der Staatskanzlei vom 11.12.2023, „Kabinett gibt grünes 

Licht für die Gründung einer Landeswohnungsgesellschaft“. 
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22 Baunebenkosten – Kalkulation und Veranschlagung anpassen 

Das aufwendige Verfahren des Staatlichen Baumanagements 

zur Kalkulation der Baunebenkosten ist für kleinere Maßnahmen 

zu ungenau. Es sollte künftig nur noch bei größeren Projekten ab 

2 Mio. € Baukosten Anwendung finden.  

Das Finanzministerium veranschlagt die Haushaltsmittel für die 

Baunebenkosten seit Jahren deutlich zu gering. 

Allgemein 

Das Staatliche Baumanagement Niedersachsen (SBN) unterscheidet 

bei Baumaßnahmen zwischen Bau- und Baunebenkosten. Letztere 

umfassen die bei Bauprojekten entstehenden Personal- und Sachkos

ten der Bauverwaltung145 sowie der externen Architekten und Ingeni

eure. 

Bei der Aufstellung des Haushaltsplans berücksichtigt das Finanzmi

nisterium die Baunebenkosten pauschal mit 22 % der erwarteten Bau

kosten. Beim tatsächlichen Projektbeginn kalkulieren die Projektver

antwortlichen die Baunebenkosten dann sehr detailliert. Diese Berech

nung soll als verlässliche Grundlage dienen, um Planwerte mit den tat

sächlichen Ergebnissen zu vergleichen (Soll-Ist-Vergleich). Das ur

sprüngliche Ziel war es, mit einem umfassenden Controlling und Res

sourcenmanagement die Wirtschaftlichkeit der Bauverwaltung zu er

höhen. Die detaillierte Baunebenkostenkalkulation umfasst im Wesent

lichen die Kalkulation des Zeitaufwands für eigenes Fachpersonal so

wie der Honorare für Architekten und Ingenieure (z. B. für Tragwerks

planung, technische Gebäudeausrüstung, Gutachten, Wettbewerbe). 

Aus dem Haushalt des SBN werden neben den Baunebenkosten auch 

alle nicht projektbezogenen Kosten, beispielsweise für allgemeine Ver

waltungs- und Querschnittsaufgaben, beglichen. Damit das Kapitel 

                                                
145  Einschließlich der anteiligen Gemeinkosten. 
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Verwaltungsdigitalisierung und IT-Einsatz 

23 Shared Services in der Landesverwaltung – ungenutztes Potenzial 

In der Landesverwaltung besteht erhebliches Potenzial, Dienst

leistungen zentral zu erbringen. Vom LRH befragte 92 Dienst

stellen bewerteten das bisherige Angebot solcher Shared Ser

vices positiv. Die Antworten zeigen jedoch, dass das Angebot 

entweder nicht ausreicht oder nicht ausreichend bekannt ist. Der 

LRH empfiehlt, zusätzliche zentrale Angebote zu prüfen, insbe

sondere für die Bereiche Wirtschaftlichkeitsuntersuchung, Per

sonaleinstellungsverfahren, Geschäftsprozessmanagement und 

Rechtssetzung. 

Vorteile einer zentralen Aufgabenwahrnehmung in Shared Services 

Bei einem Shared Service werden die internen Verwaltungsaufgaben 

verschiedener Behörden zentral wahrgenommen. Dies sind in Nieder

sachsen beispielsweise die zentrale Beschaffung im Logistik Zentrum 

Niedersachsen oder die Betreuung der IT durch IT.Niedersachsen. 

Vorteile solcher Shared Services sind  

• die übergreifende Bündelung von Ressourcen, 

• eine höhere Wirtschaftlichkeit durch Vermeidung von Doppel

strukturen, Nutzung von Synergien und reduziertem Fortbil

dungsaufwand sowie  

• eine höhere Qualität und Professionalität u. a. durch einheitliche 

Standards und Expertise sowie schnellere Bearbeitungszeiten. 

Potenzial für weitere Shared Services 

Besonders für Shared Services geeignet sind Dienstleistungen, die 

standardisierbar sind, ein großes Volumen haben und spezielle 
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25 Kinderpornografie mit Künstlicher Intelligenz wirksam  

bekämpfen 

Im Ermittlungsbereich Kinder- und Jugendpornografie des Lan

deskriminalamts Niedersachsen stiegen die Fallzahlen und die 

auszuwertende Datenmenge in den vergangenen Jahren erheb

lich. KI unterstützt die Polizei bei der Aus- und Bewertung von 

Bildmaterial. Dies führte zu einer erheblichen Arbeitsentlastung. 

Damit das Instrument auch in Zukunft wirksam eingesetzt wer

den kann, muss das Land die Aktualisierung von Test- und Trai

ningsdaten regeln.  

Ausgangslage 

Kinderpornografie ist die foto- und videorealistische Darstellung des 

sexuellen Missbrauchs einer Person unter 14 Jahren. Sind die Opfer 

zwischen 14 und 18 Jahren, spricht man von Jugendpornografie. 

In Niedersachsen stieg die Anzahl der erfassten Straftaten von 1.084 

im Jahr 2015 auf 7.981 im Jahr 2023.153 Das zu untersuchende Daten

volumen hat sich von 2,1 Petabyte im Jahr 2019154 auf 4,7 Petabyte im 

Jahr 2023155 mehr als verdoppelt. 

Im Jahr 2024 setzte die Polizei Personal im Umfang von etwa 274 Voll

zeiteinheiten zur Sichtung und Auswertung des Materials ein.156 Die 

Ansicht von kinder- und jugendpornografischem Material ist für die 

Sachbearbeitung eine psychische und emotionale Belastung. Um 

diese Belastung zu verringern, setzte die Polizei u. a. auf Software-

unterstützung. 

                                                
153  Drs. 19/6363. 
154  Drs. 19/286. 
155  Siehe Fn. 175. 
156  Siehe Fn. 175. 
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26 Unzureichendes Informationssicherheitsmanagement bei  

Dataport 

Dataport betreibt für Niedersachsen und weitere Länder eine 

Vielzahl kritischer IT-Verfahren und trägt deshalb hohe Verant

wortung für deren Informationssicherheit. Die Rechnungshöfe 

stellten Mängel beim Personaleinsatz und der Steuerung des In

formationssicherheitsmanagementsystems fest. 

Digitalisierung erfordert ein Informationssicherheitsmanagement 

Die Digitalisierung der öffentlichen Verwaltung nimmt in vielen Berei

chen zu. Die Anforderungen an die Informationssicherheit, also die 

Vertraulichkeit, Verfügbarkeit und Unverfälschtheit der Daten, steigen. 

Gemäß dem deutschen IT-Planungsrat, dem zentralen Steuerungs

gremium für die Digitalisierung der Verwaltung, ist ein Informationssi

cherheitsmanagementsystem (ISMS) deshalb unverzichtbar. Ein wirk

sames ISMS ist die Basis für einen wirtschaftlichen und sicheren Be

trieb von IT-Systemen. Dafür müssen angemessene Ressourcen zur 

Verfügung stehen und organisatorische Voraussetzungen erfüllt wer

den. 

Entsprechend verabschiedete der IT-Planungsrat eine Leitlinie zur In

formationssicherheit.160 Deren Anforderungen gelten für Bund und 

Länder unmittelbar. Beauftragte IT-Dienstleister müssen sie verpflich

ten, diese zu erfüllen.  

Die Dataport AöR (Dataport) ist IT-Dienstleisterin für ihre sechs Trä

gerländer Schleswig-Holstein, Freie und Hansestadt Hamburg, Freie 

Hansestadt Bremen, Sachsen-Anhalt, Mecklenburg-Vorpommern und 

Niedersachsen. Dataport verpflichtete sich, die Anforderungen an die 

Informationssicherheit zu erfüllen. Dataport lässt sich daher für die 

grundlegenden Infrastrukturen regelmäßig gemäß dem IT-Grund-

                                                
160  Link zur Leitlinie für die Informationssicherheit in der öffentlichen Verwaltung 

vom 19.02.2013 (Abruf am 27.02.2025). 

https://www.it-planungsrat.de/fileadmin/beschluesse/2013/Beschluss2013-01_Leitlinie_Informationssicherheit_Hauptdokument.pdf
https://www.it-planungsrat.de/fileadmin/beschluesse/2013/Beschluss2013-01_Leitlinie_Informationssicherheit_Hauptdokument.pdf
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1 Dezentrale Systembetriebsräume – immer noch unsicher und 

nicht wirtschaftlich 

Jahresbericht 2016, S. 36 „Serverbetrieb des Landes in Hannover“ 

Kein wirtschaftlicher und sicherer Serverbetrieb 

Bereits im Jahresbericht 2016 stellte der LRH fest, dass der Serverbe

trieb der Landesverwaltung im Raum Hannover weder wirtschaftlich 

noch sicher organisiert war. 

In mehreren Systembetriebsräumen161 waren grundlegende Voraus

setzungen für einen sicheren IT-Betrieb nicht gegeben. Teilweise 

fehlte geeignete Klimatechnik, teilweise gab es keine unterbrechungs

freie Stromversorgung. Zudem konnten unbefugte Personen auf 

Räume zugreifen, weil diese zusätzlich für andere Zwecke genutzt 

wurden. 

Die Prüfung zeigte außerdem, dass die große Zahl dezentraler Server

standorte zu hohen laufenden Kosten führte – etwa für Kühlung, 

Stromversorgung oder Gebäudetechnik. Die Dienststellen erfassten 

den Energieverbrauch ihrer Serverräume nicht, sodass eine fundierte 

Bewertung der Wirtschaftlichkeit nicht möglich war. Auf Basis einer 

Hochrechnung ermittelte der LRH jedoch ein jährliches Einsparpoten

zial von rd. 100.000 € allein durch energetische Verbesserungen in den 

Systembetriebsräumen. 

Der LRH empfahl, die Zahl der Server und der dezentralen Systembe

triebsräume deutlich zu verringern, den Energieverbrauch systema

tisch zu erfassen und den Serverbetrieb zentral zu koordinieren. 

                                                
161  In einem Systembetriebsraum ist IT-Technik untergebracht, wie z. B. Server-, 

Speicher-, Netzwerkkomponenten oder Telefonanlagen.  
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2 Aus zwei mach vier – alte Rechenzentren noch immer in Betrieb 

Jahresbericht 2023, S. 124 „Ablösung der zentralen Rechenzentren – 

spät, unzulänglich vorbereitet und letztlich unvollständig“ 

Rechenzentrumsverlagerung ohne vollständigen Überblick 

Im Jahr 2018 beschloss die Landesregierung, ihre Rechenzentren in 

Hannover aufgrund erheblicher Betriebsrisiken dringend abzulösen. 

Die Verlagerung der IT-Verfahren in ein modernes Rechenzentrum 

sollte mit dem Projekt MOVE bis Ende 2021 abgeschlossen sein.  

Im Jahresbericht 2023 kritisierte der LRH, dass dies nicht gelang. Statt

dessen sah die Landesregierung einen Weiterbetrieb mindestens bis 

Ende 2025 vor. Wesentliche Ursachen der Verzögerung waren feh

lende Informationen über die IT-Verfahren der Landesverwaltung so

wie erheblich veraltete Verfahren der Polizei. Den Aufwand, die Poli

zeiverfahren für einen Umzug zu ertüchtigen, schätzte das Innenminis

terium auf 51 Personenjahre.164 Mit der Begründung, stattdessen auf 

ein länderübergreifendes Verfahren umzusteigen, grenzte es diese 

aus dem Projekt MOVE aus. 

Der ungeplante Weiterbetrieb der alten Rechenzentren erforderte de

ren Ertüchtigung. Außerdem führte der Parallelbetrieb der alten und 

neuen Rechenzentren zu zusätzlichen Betriebskosten. Bis Ende 2025 

verursachte dies bereits Mehrkosten von 6,5 Mio. €. 

Der fehlende Überblick der Landesregierung über die betriebenen  

IT-Verfahren verhinderte aus Sicht des LRH eine belastbare Planung 

der Verlagerung der Rechenzentren. Der LRH empfahl daher, ein Ka

taster der eingesetzten Verfahren zu erstellen.  

Der Landtag erwartete von der Landesregierung, dass sie die Rechen

zentrumsverlagerung unter Berücksichtigung der Empfehlungen des 

                                                
164  Personenjahre stellt eine Maßeinheit für Arbeit dar. Es ist die Arbeitsmenge, 

die eine Person durchschnittlich während eines Jahres arbeitet. 
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3 Neubeschaffung des Großen Küstenboots der Wasserschutz- 

polizei: Wird wirklich gut, was lange währt? 

Jahresbericht 2023, S. 71 „Neubeschaffung des Großen Küstenboots 

der Wasserschutzpolizei“ 

Ein neues Boot muss her 

Im Jahresbericht 2023 kritisierte der LRH die unzureichenden Aktivitä

ten des Ministeriums für Inneres, Sport und Digitalisierung für die zeit

gerechte Neubeschaffung eines Großen Küstenboots. Der Landtag 

teilte diese Kritik und forderte das Ministerium auf, den Beschaffungs

prozess intensiver zu steuern.166  

Das Große Küstenboot ist das teuerste Einsatzmittel der Landespoli

zei. Bereits im Jahr 2015 hatte die zuständige Polizeibehörde dem Mi

nisterium empfohlen, die Laufzeit des Großen Küstenboots nicht über 

das Jahr 2025 hinaus zu verlängern. Es nach dem Jahr 2025 weiter zu 

betreiben, sei zwar möglich, aber mit technischen und wirtschaftlichen 

Risiken verbunden. Die Wahrscheinlichkeit längerer Ausfallzeiten 

steige. Zudem schmälere die Überalterung den einsatztaktischen 

Wert. 

 

Abbildung 34:  Aktuelles Großes Küstenboot, Baujahr 2000 (Quelle: LRH) 

                                                
166  Drs. 19/2563, Nr. 7 der Anlage. 
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4 Schulen in freier Trägerschaft: Was kostet das öffentliche Schul

wesen? 

Jahresbericht 2017, S. 136 „Zur Kasse bitte: Überhöhte Sachkosten

anteile bei Finanzhilfe für Schulen in freier Trägerschaft“ 

Finanzhilfe für Schulen in freier Trägerschaft 

Das Land muss Privatschulen fördern.168 Es gewährt den Schulträgern 

einen Zuschuss zum Betrieb der Schulen. Diese Finanzhilfe beinhaltet 

u. a. einen Sachkostenanteil.  

Im Jahresbericht 2017 stellte der LRH fest, dass das Land den Trägern 

freier Schulen einen Sachkostenanteil gewährte, der über den Ausga

ben der kommunalen Schulträger für die öffentlichen Schulen lag. Vor 

Bemessung der Finanzhilfe hatte das Kultusministerium die kommuna

len Kosten nicht umfassend ermittelt. Dies wäre als Orientierung für 

die Privatschulfinanzierung notwendig gewesen.  

Die Landesregierung und die Verbände der Schulen in freier Träger

schaft vereinbarten einen Neustart. In einer acht Jahre tagenden Ar

beitsgruppe entwickelten sie eine neue Berechnungsformel für die Fi

nanzhilfe. Der LRH begleitete diese Arbeit.169  

Land kennt die Kosten öffentlicher Schulträger nicht 

Das Bundesverfassungsgericht befürwortete mehrfach eine Orientie

rung des Sachkostenanteils an den Kosten der kommunalen Schulträ

ger. Um die Höhe des Zuschusses bemessen zu können, muss der 

Gesetzgeber zunächst selbst eine Bewertung der Kostensituation vor

nehmen. Das Land beabsichtigte, diesem Grundsatz zu folgen.170 In 

einem sogenannten Letter of Intent hielten die Landesregierung und 

                                                
168  Artikel 4 Abs. 3 Satz 2 Niedersächsische Verfassung. 
169  Der LRH war hörendes Mitglied in der Arbeitsgruppe. 
170  Drs. 18/11466. 
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5 Förderung der Schuldnerberatungsstellen: „Anschubfinanzie

rung“ seit über 30 Jahren 

Jahresbericht 2005, S. 108 „Finanzierung der Schuldnerberatungsstel

len“ 

Flächendeckendes Netz – seit dem Jahr 2002 erreicht 

Das Land fördert seit dem Jahr 1991 Schuldnerberatungsstellen173, um 

für Menschen in finanziell schwierigen Situationen ein Beratungs- und 

Unterstützungsangebot zu etablieren. Mit einer „Anschubfinanzierung“ 

wollte das Land ein möglichst flächendeckendes Netz von Schuldner

beratungsstellen in Niedersachsen aufbauen. Ratsuchenden sollte in 

jedem Landkreis und jeder kreisfreien Stadt eine Beratungsstelle zur 

Verfügung stehen. 

Bereits im Jahr 2002 hatte das Land sein Ziel erreicht. Deshalb forderte 

der LRH schon in seinem Jahresbericht 2005, die Förderung der 

Schuldnerberatungsstellen einzustellen. Bis heute aber hält das Land 

an seiner Förderung fest. Im Dezember 2025 verlängerte es diese um 

weitere sechs Jahre bis Ende 2031.174 Aus der Anschubfinanzierung 

wurde damit eine Dauerfinanzierung.  

Auch nach der aktuellen Prüfung des LRH im Jahr 2025 verfügt Nie

dersachsen – wie vom Land ursprünglich beabsichtigt – über ein flä

chendeckendes Netz an Schuldnerberatungsstellen. In Niedersachsen 

gibt es 37 Landkreise und acht kreisfreie Städte. Im Jahr 2025 bezu

schusste das Land in jeder dieser Gebietskörperschaften mindestens 

eine Beratungsstelle. Insgesamt waren es 69. 

                                                
173  Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen zur Förderung von Schuld

nerberatungsstellen vom 17.12.2018, in der Fassung vom 16.11.2023 (Nds. 
MBl. S. 1016). 

174  Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen zur Förderung der Träger 
von Schuldnerberatungsstellen vom 15.12.2025 (Nds. MBl. 2025 Nr. 618). 
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6 ARD-Aktuell: Der NDR zahlt immer noch zu viel 

Jahresbericht 2024, S. 184 „Der NDR zahlt zu viel für ‚ARD-aktuell‘“ 

Prüfung zur Kostenverteilung bei „ARD-aktuell“  

„ARD-aktuell“ ist die zentrale Fernseh-Nachrichtenredaktion der 

ARD178 und produziert u. a. die Tagesschau und die Tagesthemen. Der 

Norddeutsche Rundfunk (NDR) ist bei dieser Gemeinschaftseinrich

tung federführend, der Betrieb findet in Hamburg statt.  

Die Kosten bei Gemeinschaftseinrichtungen werden grundsätzlich von 

allen ARD-Rundfunkanstalten getragen. Verrechenbar sind Kosten, 

die unmittelbar und zusätzlich durch den Betrieb entstehen. Die pro

zentuale Kostenverteilung bei „ARD-aktuell“ erfolgt nach dem soge

nannten Fernsehvertragsschlüssel179. 

Gemäß NDR-Staatsvertrag darf die Mitwirkung des NDR an dem Ge

meinschaftsangebot nur in einem ihm zurechenbaren Anteil bestehen. 

Vor diesem Hintergrund prüften die Rechnungshöfe der NDR-Staats

vertragsländer180 im Jahr 2023 die Aufteilung der Kosten auf die ARD-

Rundfunkanstalten. 

  

                                                
178  Arbeitsgemeinschaft der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten der Bun

desrepublik Deutschland. 
179  Anteil der einzelnen Landesrundfunkanstalten am Umfang des Fernsehpro

gramms und an dessen Kosten. 
180  Rechnungshof der Freien und Hansestadt Hamburg, Landesrechnungshof 

Mecklenburg-Vorpommern, Landesrechnungshof Schleswig-Holstein und 
Niedersächsischer Landesrechnungshof (federführend). 
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7 NDR geht Verkauf von Immobilien an – weiteres Potenzial vor

handen 

Jahresbericht 2021, S. 158 „Immobilienmanagement des Norddeut

schen Rundfunks“ 

Rechnungshöfe fordern Gesamtkonzept für NDR-Immobilien 

Der Norddeutsche Rundfunk (NDR) hat – wie andere Rundfunkanstal

ten auch – einen umfangreichen Immobilienbesitz. Dieser liegt zum 

Teil in sehr attraktiver Lage, wie etwa am Hamburger Standort Rothen

baumchaussee in Nähe der Alster.  

 

Abbildung 35:  Ein Gebäude am Standort Rothenbaumchaussee in Hamburg 
(Quelle: LRH) 

Ein Teil des Immobilienbestands ist nicht mehr zeitgemäß. Digitalisie

rung und neue Arbeitsformen verändern den Bedarf. Im Interesse der 

Sparsamkeit sind auch die Rundfunkanstalten gehalten, nicht mehr be

nötigte Immobilien zu verkaufen. 
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